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Ein Wechsel der Epochen
Im Gespräch: Gernot Erler, Außenpolitiker der SPD, über Chancen in Nahost und Gefahren im Iran / Von Jürgen LIMINSKI

Eltern werden rar in Deutschland.
Setzt sich die derzeitige Bevölke-

rungsentwicklung fort, gibt es in 50
Jahren 13 Millionen weniger Bundes-
bürger, das Durchschnittsalter beträgt
45 Jahre. Ein Viertel weniger Arbeits-
kräfte ist die Folge, die jedoch nicht
weniger Arbeitslosigkeit, sondern
Wohlstandsverlust mit sich bringen
wird. 

Ohne radikales Umdenken – gera-
de in der Politik – wird die deutsche
eine sterbende Gesellschaft, die auch
durch Zuwanderung nicht gestützt
werden kann. Am Verhältnis der Er-
werbstätigen zu den Nicht-Erwerbs-
tätigen läßt sich der bevorstehende
Kollaps drastisch aufzeigen, denn
kaum ein Land leistet sich so viele ar-
beitsfähige Menschen, die nicht ar-
beiten, wie Deutschland. Die „Über-
alterung“ verstärkt diesen Effekt:
2004 kommen auf zehn Erwerbsfähi-
ge fünf Menschen im nicht erwerbs-
fähigen Alter. 2050 wird das Verhält-
nis bei zehn zu acht sein. Ohne
Nachwuchs gibt es somit kein Soli-
darsystem, kein Wachstum, keine
Renten und keine Zukunft.

Schon die vielbeachtete Shell-Ju-
gendstudie 2002 analysierte: „Im
zeitlichen Trend betrachtet steigt das
Durchschnittsalter, in dem Frauen
heute in Deutschland Kinder bekom-
men, tendenziell weiter an, mit der
Konsequenz, daß immer mehr Frau-
en in ihrem Leben wahrscheinlich
gar keine Kinder bekommen werden.
,Karriere machen‘ und Familie schlie-
ßen sich allerdings bei der Mehrheit
der heutigen Jugend hinsichtlich der
eigenen Lebensansprüche nicht aus,
sondern bilden zwei zentrale Zielvor-
stellungen für die Lebensführung.“
Der Wunsch zur Familie mit Kindern
ist also nach wie vor da, doch zeigt er
sich nicht in der Geburtenrate. Ein
scheinbarer Widerspruch, der einer
Erklärung bedarf, denn die vielzitier-

te „Selbstverwirklichung“ scheint bei
potentiellen Mamas und Papas kein
Argument gegen eigene Kinder zu
sein – zumindest kein grundsätzli-
ches. Auch sind die zunehmenden
Scheidungsziffern, unehelichen Kin-
der oder „modernen Patchwork-Fa-
milien“ keine zutreffende Erklärung
für die seit rund 30 Jahren anhalten-
de Kinderarmut – im Schnitt müßte
jede Frau 2,1 Kinder zur Welt brin-
gen, damit die Einwohnerzahl kon-
stant bleibt, tatsächlich sind es 1,4. 

Neben der eigenen Lebensplanung
und Entscheidung für ein spätes Kind
tragen gesellschaftliche Entwicklun-
gen dazu bei, den Kindersegen zu
schmälern, ihn für Eltern mit gerin-
gem Einkommen gar zu einem zu-
nehmend als Risiko empfunden Fak-
tor werden zu lassen. Parteiüber-
greifende Verbände wie der Deutsche

Familienverband warnen seit gerau-
mer Zeit vor der Verarmung von Fa-
milien mit Kindern, beklagen, daß
„Armut in Deutschland vor allem ei-
ne Armut von Familien mit Kindern“
sei: „Besonders schnell rutschen Fa-
milien mit Kleinkindern unter drei
Jahren und kinderreiche Familien un-
ter die Armutsgrenze. 6,7 Prozent al-
ler Kinder beziehen Sozialhilfe“,
rechnet der Verband in seinem Kin-
derreport (Anfang November) vor. 

„Armut“ ist in Deutschland zwar
immer noch ein relativer und vor al-
lem schwer zu fassender Begriff,
doch spielt bei der Familienplanung
nicht allein der allgegenwärtige Um-
und Abbau der Sozialsysteme eine
Rolle. Sicher tragen auch Arbeitslo-
sigkeit und schwindende Arbeits-
platzsicherheit zu einem Gefühl la-
tenter Gefährdung durch Armut bei,

einem Gefühl, das womöglich den
Ausschlag gegen Kinder in der Fami-
lie gibt, zumal Deutschland zu den
westlichen Industriestaaten gehört,
in denen sich Karriere und Familie
zumindest statistisch am schwersten
miteinander vereinbaren lassen. Auf-
grund der demographischen Ent-
wicklung werden zudem qualifizier-
te weibliche Arbeitskräfte immer
unentbehrlicher. 

Deutschen Akademikerinnen ge-
lingt der Spagat „Karriere und Kin-
der“ nur mühsam: Hatten Frauen
mit Hochschulabschluß 1991 durch-
schnittlich 1,3 Kinder, waren es
2001 statistisch nur noch 1,02 –
Frauen ohne Berufsabschluß (1991:
1,47, 2001: 1,51) oder mit „einfacher“
Berufsausbildung (1991: 1,33, 2001:
1,35) entschieden sich häufiger für
Kinder. Familienpolitik muß also bei
den gebildeten Schichten zuerst an-
setzen, muß helfen, ihre Kinder-
wünsche zu unterstützen. 

Eine Verkürzung der rein akade-
mischen Lernphase kann dazu bei-
tragen, daß qualifizierte Berufstätige
in ausreichender Zahl zur Verfü-
gung stehen. Eine deutliche Straf-
fung der Gymnasial- und Hoch-
schulzeiten wäre somit auch ein
Beitrag zur Stärkung der Familie –
wer früher im Beruf aufsteigt, kann
und will sich auch früher Kinder
„leisten“. 

Ein wenig mehr Geld für Familien
bringt nicht den Durchbruch –
grundlegende politische Weichen-
stellungen sind gefragt: Am Arbeits-
platz, in der Kinderbetreuung und
im Bildungsbereich stehen noch
viele Verbesserungen aus, doch
auch in den Köpfen muß ein Um-
denken einsetzen, damit Deutsch-
land seinen Ruf als kinderlose,
wenn nicht gar kinderfeindliche Ge-
sellschaft loswird. SSVV

Angst vor Verantwortung?
Trotz durchaus vorhandenem Kinderwunsch bleiben deutsche Wiegen weiter zunehmend leer

Die Schulden-Uhr:

Der machtlose
Trickser

Der Bundesfinanzminister han-
delt hektisch bis verzweifelt.

Was er auch vorschlägt: Feiertags-
streichungen oder Scheinverkäufe
– die Haushaltslage bleibt katastro-
phal. Gerüchte einer Internethan-
delssteuer machten als Versuchs-
ballon die Runde, nun soll es sie
doch nicht geben. Dafür muß sich
Hans Eichel Gedanken machen,
wie nach dem Fiasko der Steuer-
schätzung (siehe PAZ 46) der milli-
ardenschwere Einnahmerückgang
bei der Umsatzsteuer zu verkraften
ist. So schätzt das Münchener Ifo-
Institut im Auftrag des Finanzaus-
schußes des Bundestages den Fehl-
betrag dort auf 16,3 Milliarden
Euro. Der Bundesrechnungshof
stellte schon im September 2003
Ausfälle „in zweistelliger Milliar-
denhöhe“ fest. Es dürften also eher
20 Milliarden sein, die dem Fiskus
2004 fehlen. Eichel ist gegenüber
den Steuerbetrügern machtlos. (SV)

Staatsverschuldung 
in Deutschland:

1.403.390.336.836 €
(eine Billion vierhundertunddrei
Milliarden dreihundertneunzig
Millionen dreihundertsechsund-
dreißigtausend und achthundert-
sechsunddreißig)

Vorwoche: 1.401.779.914.316 €
Verschuldung pro Kopf: 17.003 € 
Vorwoche: 16.984 €

(Stand: Montag, 15. November
2004, 12.00 Uhr.
Zahlen: www.steuerzahler.de)

Wie geht es weiter in Nahost?
Israel ist gefordert, der
internationale Druck

wächst, offenbar spürt man auch in
Washington eine Chance oder einen
Druck zu handeln. Noch-Außenmini-
ster Powell reist in die Region. Aber
die Europäer waren schon da. Der
EU-Außenbeauftragte Solana stattete
kurz nach dem Tod Arafats der neu-
en PLO-Führung einen Besuch ab,
und Israel gibt eingefrorene Konten
frei. Sind das Anzeichen eines politi-
schen Tauwetters, oder Chancen für
eine neue Nahost-Initiative? Gernot
Erler, der führende Außenpolitiker in
der SPD und stellvertretende Frak-
tionschef seiner Partei, sieht in der
Tat „eine neue Chance, weil wir an
einem Wechsel der Epochen in der
Entwicklung in dieser Region ste-
hen“. Solche Wechselphasen würden
auch immer Chancen in sich bergen. 

Allerdings gebe es auch einige Un-
sicherheiten. Jetzt komme es darauf
an, so Erler im Gespräch mit dieser
Zeitung, „ob es gelingt, auf zwei Part-
ner hier wirklich einzuwirken: Ein-
mal auf die Palästinenser, daß sie so
schnell wie möglich die Nachfolgefra-
ge überzeugend klären“. Es gebe An-
zeichen dafür, daß die Führungsgrup-
pe das tatsächlich versuche. Ferner
müsse man „dafür sorgen, daß die
Bereitschaft besteht, tatsächlich im
Sinne der Roadmap („Fahrplan“) pa-
lästinensische Verpflichtungen zu er-
füllen“. An erster Stelle sei das ein of-
fen erklärter Verzicht auf gewalttätige
und blutige Anschläge. Erler weist in
diesem Zusammenhang auf Ankün-
digungen hin, wonach irgendein At-
tentat zu Ehren des gestorbenen Ara-
fat verübt werden sollte. „Das wäre
natürlich ein Rückschlag für eine

neue Chance.“ Aber es gehe auch,
zweitens, darum, auf die israelische
Führung einzuwirken, damit diese
von ihrem einseitigen Handeln abse-
he und wieder Bereitschaft zeige,
nun „zu gemeinsamem Handeln zu
kommen“. Das seien die Vorausset-
zungen dafür, daß die „neuen Chan-
cen in Nahost tatsächlich gewahrt
werden“.

Das Attentat auf den neuen Chef
der Palästinenser, Mahmud Abbas,
bei dem immerhin zwei Leibwächter

getötet worden seien, habe die Frage
der Repräsentativität auf Seiten der
Palästinenser aufgeworfen. Es gebe
offensichtlich „eine Zwischengenera-
tion, die im Augenblick versucht,
untereinander die Funktionen zu ver-
teilen“. Mahmud Abbas gehöre dazu,
ebenso wie Kurei, der Ministerpräsi-
dent. Aber hinter oder neben ihnen
stehe auch eine Generation, die min-
destens zehn bis 15 Jahre jünger sei.
Noch sei nicht entschieden, wer
demnächst über welche Gruppe die
Kontrolle übernehmen wird. Zu-
nächst laufe es auf die Generation um
Kurei und Abbas hinaus. Auf diese
Generation setze auch die EU. Aller-
dings stehe im Hintergrund auch der
populäre Palästinenserführer Barguti.
Der sitze zwar im Augenblick mit ei-
nem lebenslänglichen Urteil im israe-
lischen Gefängnis, aber „es könnte
natürlich sein, daß es diplomatische

Versuche auch von den Palästinen-
sern gibt, ihn frei zu bekommen, weil
man sagt: Das ist eigentlich derjenige,
der uns jetzt führen soll.“

Israels Botschafter Stein fordert ei-
ne Änderung in der europäischen
Nahost-Diplomatie. Erler sieht dafür
keinen Anlaß. „Die europäische Di-
plomatie hat immer auf der Basis der
Roadmap, dieses Friedensplans, der
die höchst denkbare Autorität hat, ge-
wirkt. Ich meine mit dieser Autorität,
daß die EU, die UN, Amerika und
Rußland hinter diesem Plan stehen.
Zu dieser gemeinsamen Basis gibt es
keine glaubwürdige Alternative. Ich
glaube nicht, daß die Europäer bereit
sind, von dieser Grundlage, von die-
sem Fundament für den Friedenspro-
zeß abzugehen.“ Es fehle auch nicht
an Bekenntnissen von allen Seiten,
„in neuerer Zeit interessanterweise
auch wieder stärker von der amerika-
nischen Seite“, daß das die Grundla-
ge sein soll. Erler: „Ich wüßte nicht,
warum die Europäer von dieser Basis
abgehen sollen.“ Die europäische
Rolle sieht der SPD-Politiker eher als
komplementär zur amerikanischen
an. Auf keinen Fall sollte „die europä-
ische Seite irgendeinen Ehrgeiz ent-
wickeln, hier eine führende Rolle zu
übernehmen“. Er glaube nicht, daß
das passiert. Es gehe jetzt eigentlich
darum, „die guten Kontakte, die Eu-
ropa in der Region hat, vor allem auf
arabischer Seite, zu nutzen“. Da habe
Washington ein gewisses Defizit. So
könnte man die Chance des Epo-
chenwechsels für einen Neuanfang
im Friedensprozeß wahren. „Das ist
eher eine dienende Rolle, die die Eu-
ropäer hier einnehmen können, denn
uns ist  völlig klar: Amerika ist die
einzige Größenordnung, die wirklich

eine echte Beeinflussungschance auf
Israel hat, ohne Amerika kann dieser
Neuanfang nicht gelingen. Wir brau-
chen auf jeden Fall Amerika als Part-
ner bei diesem Friedensprozeß.“
Amerika müsse letztlich die Füh-
rungsrolle behalten. „Falscher Ehr-
geiz ist hier überhaupt nicht gefragt.“

Ähnliches gelte auch für die Iran-
krise. In den laufenden Verhandlun-
gen mit den europäischen Ländern
zum umstrittenen iranischen Atom-
programm habe die Regierung in Te-
heran zwar „jetzt wieder mal einge-
lenkt“. Sonst hätte die Internationale
Atomenergiebehörde in Wien den
Fall an den Weltsicherheitsrat der
Uno weitergeleitet. Aber eine Auto-
matik gebe es dafür nicht. Erler be-
trachtet auch die Ankündigung Te-
herans mit Skepsis. Zu oft schon hätte
das Regime der Mullahs auf Zeit ge-
spielt und die Versuche der Uranan-
reicherung dann doch fortgesetzt.
„Wir haben in den letzten Tagen wie-
der positive Signale gehört, aber ehr-
lich gesagt, ist es so, daß in den ver-
gangenen Wochen das immer ein
Schwanken zwischen Ja und Nein ge-

wesen ist. Es gab immer so eine Wel-
lenbewegung positiver Nachrichten
und dann kamen wieder negative
Nachrichten. Dieses Spielchen, das
befürchte ich, wird auch noch die
nächsten Tage weitergehen, aber es
wäre natürlich außerordentlich wün-
schenswert, wenn hier wenigstens
Teheran das Minimum der Forderun-
gen erfüllen würde. Das hieße, das
Aussetzen des Atomprogramms.“
Dann, so Erler, „bräuchte man nicht
diese etwas gefährlichen Eskalations-
maßnahmen zu ergreifen, denn wenn
der Gouverneurs-Rat der IAEO einen
negativen Bericht an die Vereinten
Nationen gibt, dann ist dort die Tür
offen für einen Sanktionsmecha-
nismus“. Dieser Mechanismus wäre
zwar auch kein Automatismus, aber
die Amerikaner hätten schon immer
gesagt, sie würden dann versuchen,
eine strengere Resolution des Sicher-
heitsrates herbeizuführen, der unter
Umständen auch Sanktionen andro-
he. Erler: „Das ist eine schiefe Bahn,
die kennen wir aus der Vorbereitung
des Irakkrieges und das würde die
ganze Weltöffentlichkeit doch sehr
beunruhigen.“ �

Gernot Erler, geboren 1944 in Meißen, verheiratet,
eine Tochter, studierte Geschichte, slawische Spra-
chen und Politik. Nach dem Staatsexamen 1967
arbeitete er als Verlagsredakteur, wissenschaft-
licher Assistent und wissenschaftlicher Mitarbei-
ter am Seminar für osteuropäische Geschichte der
Universität Freiburg sowie danach als Verlagslei-
ter. Seit 1970 ist er SPD-Mitglied, und seit 1987
Mitglied des Bundestages; 1994 wurde er Mitglied
des SPD-Fraktionsvorstandes, und ist seit 1998
stellvertretender Fraktionsvorsitzender; verant-
wortlich für Außenpolitik, Sicherheitspolitik,
Menschenrechte, Entwicklungspolitk.

Steht uns ein Kampf der
Generationen um die

Macht in der PLO bevor?
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Die Fraktionen von SPD und
Grünen haben sich auf ein
Gesetz geeinigt, das die Dis-

kriminierung etlicher Bevölkerungs-
gruppen verhindern soll. Das hört
sich nicht schlecht an, zumal wenn
man in der Tageszeitung liest, daß
damit verhindert werden soll, daß
ein Wirt einen Gast aus dem Lokal
weist, nur weil dieser eine schwarze
Hautfarbe hat oder sich als Homo-
sexueller zu erkennen gibt.

Guckt man aber genauer hin,
dann müssen erhebliche Bedenken
aufkommen.

Die EU hat vor geraumer Zeit ei-
nige Richtlinien für nationale Ge-
setze erlassen, die eben solche Dis-
kriminierungen verhindern sollen.
Die Bundesregierung will sie jetzt
umsetzen, geht allerdings auf dem
Gebiet des allgemeinen Zivilrechts
erheblich über die Forderungen
der EU hinaus. Nach den Vorstel-
lungen der Regierung soll das neue
Bundesgesetz Schlechterstellungen
wegen der Rasse oder der ethni-
schen Herkunft, wegen des Ge-
schlechts, der Religion oder der
Weltanschauung sowie wegen einer
Behinderung, des Alters oder der
„sexuellen Ausrichtung“ verbieten.
Wird dagegen verstoßen, ist ein
„abschreckender Schadensersatz“
zu leisten. Gelten soll das geplante
Gesetz bei Abschluß und Kündi-
gung von Verträgen, im Arbeits-
recht sowie bei Beförderungen
oder Entlassungen. Angewendet
werden soll es gegen Anbieter von
Wohnungen oder Dienstleistungen
sowie Arbeitgeber. Nach dem
Willen der Grünen soll die Bundes-
regierung einen „Antidiskriminie-
rungs-Beauftragten“ berufen, der
Aufklärungsarbeit leisten und in
Konfliktfällen schlichten soll.

Hat ein Wohnungsunternehmen
eine frei gewordene Wohnung zu
vermieten und bietet sie mit Hilfe ei-
ner Zeitungsanzei-
ge an, dann kann
es passieren, daß
sich neben einigen
anderen Interes-
senten auch je-
mand bewirbt, der
zu einer der Grup-
pen gehört, die
nicht diskriminiert werden dürfen,
also ein Ausländer, ein Moslem oder
jemand mit einer nicht alltäglichen
„sexuellen Ausrichtung“. Wählt die
Wohnungsgesellschaft einen ande-
ren Bewerber aus als jenen, der zu
den privilegierten Minderheiten ge-
hört, dann kann der Ausländer, der
Moslem oder der mit der besonde-
ren „sexuellen Ausrichtung“ den

Wohnungsvermieter verklagen,
wenn er Anhaltspunkte zu sehen
meint, daß er diskriminiert worden
sei.

Gleiches gilt etwa, wenn in einem
Unternehmen bei der Auswahl von
neu einzustellenden Arbeitnehmern
ein ausländischer Farbiger nicht be-
rücksichtigt wird, sondern jemand,
der zur deutschen Stammbevölke-
rung zählt. Wenn der abgelehnte
Farbige zu einem darauf speziali-
sierten Rechtsanwalt geht – und
man kann davon ausgehen, daß es
solche Spezialisten bald geben wird,
so wie es auch Anwälte gibt, die alle
Kniffe und Schliche kennen, 
um abgelehnten Asylbewerbern 

den Aufenthalt in
Deutschland zu
ermöglichen –
wird man schon
etwa aus Gründen
der „Offensicht-
lichkeit“ zu einer
„Ablehnung aus
rassischen Grün-

den“ gelangen und den Arbeitgeber
verklagen. Und dann geht’s ans Pro-
zessieren.

Vor Gericht aber hat die beklagte
Wohnungsbaugesellschaft oder der
Arbeitgeber schlechte Karten, denn,
was es bisher noch nie in der deut-
schen Gesetzgebung gab, der Be-
klagte muß beweisen, daß er sich

nicht von diskriminierenden Über-
legungen hat leiten lassen bei der
Auswahl seiner neuen Mieter oder
seines neuen Mitarbeiters. Das ist
das tatsächlich Sensationelle am
neuen Gesetz! Der Beklagte muß
seine Unschuld beweisen und nicht
umgekehrt der Kläger die Schuld
des Angeklagten.

Auf diese Weise werden Deutsche,
die nicht behindert sind und die
auch nicht einer besonderen „se-
xuellen Ausrichtung“ angehören,
deutlich benachteiligt, und das, ob-
gleich sie die übergroße Mehrheit
bilden. Sie haben keine Chance, vor
Gericht zwangsweise etwa die Zu-
sprechung einer Mietwohnung oder
die Einstellung als Arbeitnehmer
durchzusetzen.

Privilegiert werden vor allem
– denn sie dürften die größte Gruppe
ausmachen – Ausländer. Man kann
sicher sein, daß sich bald Rechtsan-
wälte spezialisieren auf diese Art von
Prozessen und daß sich Vereine bil-
den, die als Interessenvertreter für
solche Minderheiten auftreten, weil
sie eine Verdienstmöglichkeit wittern
oder weil sie sich zu den besseren
Menschen zählen.

Daß der Gesetzgeber durchaus an
solche Verbände gedacht hat, geht
aus der Regelung im Gesetz hervor,
daß solche Verbände die Möglich-

keit erhalten sollen, Klagen gegen
Wohnungsgesellschaften und so
weiter einzureichen.

In der Wirtschaft kann das Gesetz
erhebliche Auswirkungen haben,
sind doch jetzt Versicherungen ver-
pflichtet, auch solchen Gruppen
Versicherungen zu
durchschnittlichen
Prämien anzubie-
ten, die etwa
durch eine be-
sonders hohe An-
zahl von Scha-
densfällen im
Verkehr, um nur
ein Beispiel zu nennen, überdurch-
schnittliche Kosten verursacht ha-
ben. Gedacht ist auch daran, mit
Hilfe dieses Gesetzes Arbeitnehme-
rinnen, die durchschnittlich weni-
ger verdienen als ihre männlichen
Kollegen, den gleichen Lohn zu
verschaffen. Wird jemand aus se-
xuellen Motiven belästigt, wird das
auch unter die Fälle gezählt, die
mit Hilfe dieses Gesetzes geahndet
werden können.

Triumphierend verkündete der
rechtspolitische Sprecher der Grü-
nen-Bundestagsfraktion, Jerzy Mon-
tag: „Wir werden in Deutschland ein
Gesetz haben, das Diskriminierun-
gen nicht mehr zuläßt. Wer dies den-
noch tut, wird künftig mit zivilrecht-
lichen Folgen rechnen müssen.“

Vor anderthalb Jahren hatte be-
reits die damalige Bundesjustizmi-
nisterin Däubler-Gmelin ein solches
Gesetz ins Spiel gebracht, war aber
unter anderem an den Protesten der
Kirchen gescheitert. Die Kirchen le-
gen verständlicherweise Wert dar-
auf, daß neueingestellte Mitarbeiter
der Religionsgemeinschaft angehö-
ren, der sie dienen. Das Gesetz hät-
te groteske Folgen gehabt: Ange-
nommen, eine katholische Diözese
hätte mit einer Anzeige einen Mitar-
beiter gesucht und dabei angegeben,
daß sie erwarte, der neue solle ka-
tholisch sein. Schon damit hätte sie
sich einer Diskriminierung schuldig
gemacht. Hätte sie die Bedingung
aber in der Ausschreibung fortgelas-
sen und einen Protestanten unter
den Bewerbern nicht angestellt,
dann hätte der die Diözese verkla-
gen können, weil er aus religiösen
Gründen diskriminiert worden sei.

Wie das neue Gesetz auf diese
Problematik reagiert, ist der Öffent-
lichkeit noch unbekannt. Wie aber
gewährleistet wird, daß – wie soe-
ben geschehen – eine Waldorfschu-
le die acht und elf Jahre alten Kin-
der eines Vaters, von dem bekannt
wurde, daß er für die NPD tätig ist,
von der Schule verweisen kann trotz
Antidiskriminierungsgesetzes, dar-
auf kann man mit Spannung warten.
Vermutlich wird es Ausnahmen von
Verboten geben, wenn „Rechtsradi-
kale“ betroffen sind.

Jeder Mensch muß in seinem Le-
ben ständig auswählen und sich für

eine von mehre-
ren Möglichkeiten
entscheiden. Hei-
ratet Hans die
Grete und nicht
die Ingeborg, dann
ist die Ingeborg
diskriminiert – ein
ganz normaler

Vorgang. So kann es auch durchaus
verständlich sein, wenn etwa eine
Wohnungsbaugesellschaft davon ab-
sieht, in eine ihrer Wohnungen eine
mehrköpfige Sinti-Familie als Mie-
ter aufzunehmen. Tritt das neue
Antidiskriminierungsgesetz in Kraft,
wird es möglich sein, daß der Ab-
schluß eines Mietvertrages erzwun-
gen wird.

Deutlich schält es sich heraus, daß
so Minderheiten privilegiert und die
große Mehrheit der Deutschen dis-
kriminiert wird. Offenbar hat man
in Berlin bei den Roten und Grünen
nichts aus den augenblicklichen
Vorgängen in den Niederlanden ge-
lernt. Bemerkenswert, mit wie we-
nig Weisheit Deutschland regiert
wird. �

Sind Minderheiten bald im Vorteil gegenüber deutschen Konkurrenten auf dem Arbeitsmarkt? Nach dem in Planung
befindlichen Antidiskriminierungsgesetz müssen Arbeitgeber nachweisen, daß sie sich nicht aufgrund rassistischer
Beweggründe gegen einen Bewerber entschieden haben. Foto: Caro

Eine große Herausforderung
für Frankreich“, nannte Pa-
scal Clément, Vorsitzender

des Ausschusses für Verfassungs-
gesetze, Gesetzgebung und allge-
meine Verwaltung der Assemblée
Nationale, die Umsetzung der Eu-
ropäischen Antidiskriminierungs-
vorschriften in seinem Land. Auf
einer Sitzung mit dem Rechtsaus-
schuß des Deutschen Bundestages
unter dem gemeinsamen Vorsitz
von Clément und Andreas
Schmidt (CDU/CSU), betonte 
Clément, Frankreich habe in den
vergangenen zwei Jahren die 
Gesetzgebung im Bereich Antidis-
kriminierung erheblich ver-
stärkt und damit die Integrations-
fähigkeit schrittweise verbes-
sert.

So sei der Gesetzentwurf zur
Schaffung einer Antidiskriminie-
rungsbehörde bereits in erster Le-

sung von der Nationalversamm-
lung angenommen worden. Auch
soll künftig laut dem französischen
Gesetz die „Anstachelung zu Dis-
kriminierung, Haß oder Gewalt
gegenüber Menschen auf Grund
ihrer geschlechtlichen oder se-
xuellen Orientierung“ unter Strafe
gestellt werden. 

Die europäische Direktive vom
29. Juli 2000 zum Prinzip der
Gleichbehandlung sei so im we-
sentlichen umgesetzt worden. Das
französische Rechtssystem, erklär-
te Clément, reagiere zum einen re-
pressiv, indem es Diskriminierung
deutlich bestrafe und potentielle
Täter abschrecke.

Zum anderen seien aktive In-
strumente geschaffen worden, um
Gleichbehandlung und Gleichstel-
lung zu fördern und schwächere
Teile der Gesellschaft gegenüber

stärkeren zu schützen. Das mut-
maßliche Opfer müsse nach fran-
zösischem Recht nicht die Beweis-
last tragen. 

Nach dem Prinzip der umge-
kehrten Beweislast obliege es viel-
mehr der anderen Seite, ihre Un-
schuld zu beweisen. Zum Beispiel
sei dies der Fall, wenn es tatsäch-
lich objektive Gründe für die
Kündigung einer Person gegeben
habe. Über Recht und Unrecht
entscheide dann eine höhere
richterliche Instanz, sagte Clé-
ment weiter. 

Die SPD-Fraktion begrüßte die-
sen Weg und betonte, Antidiskri-
minierungsgesetze seien weniger
ein strafrechtliches Problem als
der Versuch, das Zusammenleben
der Menschen mit rechtlichen In-
strumentarien intensiver zu be-
gleiten. 

Sie sollten sich gegen Diskrimi-
nierungen zur Wehr setzen können
sowie Beistand und Unterstützung
erfahren, insbesondere im Verlauf
von Prozessen. Es bedürfe drin-
gend weiterer Reformen und not-
wendiger Ergänzungen, so die
SPD-Abgeordneten weiter. 

Die CDU/CSU-Fraktion brachte
ihre Zweifel an der Praktikabilität
solcher Gesetze zum Ausdruck.
Die strafrechtliche Verfolgung tref-
fe vermutlich eher „die Dummen
als die Bösen“. Auch seien solche
Maßnahmen letztlich nicht geeig-
net, um einen Mentalitätswandel
in der Bevölkerung herbeizufüh-
ren. Die FDP-Fraktion kritisierte,
das Prinzip der umgekehrten Be-
weislast sei ein „außerordentlich
problematischer Weg“. Zudem sei
die Errichtung einer Behörde
nicht das rechte Mittel, um Tole-
ranz und Respekt gegenüber den

verschiedenen Minderheiten zu
fördern.

Die Fraktion von Bündnis 90 /
Die Grünen warf die Frage des
sachlichen Differenzierungsgrun-
des auf. Wem obliege es zu bewei-
sen, daß eine bestimmte Maßnah-
me gerechtfertigt sei und keine
Diskriminierung darstelle? Als
Beispiel nannten sie den Umgang
mit Religionsgemeinschaften. 

Pascal Clément machte auch im
Namen seiner französischen Kolle-
gen deutlich, daß sich der Kampf
gegen die Diskriminierung nicht
nur auf Gesetze gründen lasse.
„Gesetze können viel, aber nicht
alles“. Viel wichtiger sei es, den
Umgang mit Minderheiten langfri-
stig zu verbessern und durch die
Gesetzgebung „nach und nach das
Denken des einzelnen“ zu verän-
dern. EB

Vermieter können
wegen Diskriminierung

verklagt werden

Darf eine katholische
Diözese auf katholische
Mitarbeiter bestehen?

»Antidiskriminierungsgesetz ist kein Mittel, um Toleranz zu erzeugen«

Diskriminierung von Mehrheiten
Geplanter gesetzlicher Minderheitenschutz nimmt bizarre Formen an / Von Jochen ARP
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Berlin, im Herbst 2004. Am
Schluß der Diskussion im
vollbesetzten Leibnitz-Saal

begann der Potsdamer Historiker
Jürgen Kocka sich zu wundern. Eine
Stunde lang habe man sich intensiv
über Preußen unterhalten, ohne
sich auf dessen Militarismus oder
Demokratiefeindlichkeit zu kapri-
zieren. Vor 20 Jahren sei das noch
ganz anders gewesen. 

Was sei der Grund für die verän-
derte Wahrnehmung? Die originell-
ste Antwort gab der Konfliktfor-
scher Herfried Münkler von der
Berliner Humboldt-Universität. Den
neuen Blick auf Preußen erklärte er
mit der internationalen Großwetter-
lage, die von Kriegen, dem Zerfall
von Staaten und der Notwendigkeit
ihrer Neubildung geprägt sei. Da
könne man vom heterogenen, aber
stabilen preußischen Staat einiges
lernen. Der sozialwissenschaftliche
Ansatz reiche nicht aus, um das
Funktionieren eines Staates zu er-
klären. In der Dritten Welt zeige sich
gegenwärtig, wie Länder an der Kor-
ruption ihrer herrschenden Schich-
ten zugrunde gingen. Er wolle die
preußischen Eliten keinesfalls idea-
lisieren, aber viele ihrer Angehöri-
gen hätten einen idealistischen
Ethos besessen. Und es sei doch
kein Zufall, daß die asiatischen „Ti-
gerstaaten“, die in den letzten Jah-
ren einen großen Sprung nach vorn
gemacht haben, auch als Preußen

des Fernen Ostens bezeichnet wür-
den. Insofern sei es denkbar, daß
Preußen noch eine Zukunft habe.

Eingeladen zu der Diskussion hat-
te die Akademie der Wissenschaften
Berlin-Brandenburg in ihr Gebäude
am Gendarmenmarkt in Berlin. An-
laß war ihr neues Langzeitprojekt
„Preußen als Kulturstaat“. Preußen,
so Versammlungsleiter Jürgen
Kocka in seiner Begrüßung, sei ein
bisher wenig erforschtes Feld, im
Unterschied etwa zu Bayern. Schuld
daran sei auch die Finanzmisere,
die zur Auflösung der Historischen
Kommission in Berlin und zum Ab-
bau von Professorenstellen geführt
habe. Um so höher ist der Abschluß
des zwölfbändigen Regestenwerks
zu den Akten des Preußischen
Staatsministeriums von 1817 bis
1934 zu bewerten. Jetzt sollen auch
die Akten des Kultusministeriums
aus dem Zeitraum von 1870 bis
1934 erfaßt werden. Weitere For-
schungsthemen sind unter anderem
die preußische Minderheiten-, In-
novations- und Bildungspolitik so-
wie die praktizierte Toleranz.

In seinem halbstündigen Eröff-
nungsvortrag schlug Klaus-Dieter
Lehmann, Präsident der Stiftung
Preußischer Kulturbesitz, einen Bo-
gen von 1701 bis in die Gegenwart.
Bei der Gelegenheit stellte er klar,
daß es ihm bei seinem Vorschlag ei-
ner „Nationalstiftung“ keineswegs
um die Ausmerzung des Namens
„Preußen“ gegangen sei (im Som-
mer war eine mögliche Umbenen-
nung der Stiftung heftig diskutiert
worden, die PAZ berichtete). Noch
immer würde er aus politischen und
finanziellen Gründen den Titel „Na-
tionalstiftung Preußischer Kulturbe-
sitz“ befürworten. 

Die preußische Bildungspolitik ist
laut Lehmann schon seit dem 18.
Jahrhundert vorbildlich gewesen.
Vergleichbare Erfolge bei der Be-
kämpfung des Analphabetismus gab
es nur in Schottland und den Neu-
england-Staaten. Der Beginn des
preußischen Kulturstaates läßt sich
auf die Kriegsniederlage gegen Na-
poleon 1806 datieren. Lehmann zi-
tierte das geflügelte Wort, Preußen
habe damals an geistigen Kräften
gewonnen, was es an physischen
verloren habe. Kultur und Wissen-
schaft wurden zum Motor des ge-
sellschaftlichen Aufbruchs. Der
preußische Staat ging dabei nicht
zentralistisch vor, sondern achtete
die Eigenarten der regionalen Milie-
us. Kultur wurde geradezu identi-
tätsstiftend. 

Den Schwerpunkt legte Lehmann
auf die Geschichte, Gegenwart und
Zukunft der Berliner Museumsinsel,
deren Bau 1830 begonnen und
1930, mitten in der Weltwirtschafts-

krise, mit der Errichtung des Perga-
mon-Museums abgeschlossen wur-
de. Bereits Ende des 19. Jahrhun-
derts zählte das Ensemble zu den
reichsten Universalmuseen der
Welt. Der damalige Beschluß, die
Bauarbeiten am Pergamon-Bau trotz
immenser finanzieller Schwierigkei-
ten fortzusetzen, war auch eine be-
eindruckende Werteentscheidung
zugunsten der Kultur gewesen. 2001
ist die restaurierte Alte Nationalga-
lerie wieder eröffnet worden. Im
kommenden Jahr soll das Münzka-
binett im Bodemuseum nach seiner
Restaurierung zugänglich werden,
ein Jahr später das gesamte Gebäu-
de. Bis 2008 ist hoffentlich der
Wiederaufbau des Neuen Museums
beendet. Danach steht die Restaurie-
rung und Erweiterung des Perga-
mon-Baus bis 2013 an.

Im Unterschied zu den Museen in
London und Paris gibt es gegenüber
der Berliner Museumsinsel keiner-

lei Rückgabeforderungen. Das hat
seinen Grund: Die Briten und Fran-
zosen hatten wertvolle Artefakte
nämlich als Kolonialtrophäen in ih-
re Museen verschleppt. Preußen-
Deutschland hatte dagegen viel
Geld in die archäologischen Wis-
senschaften gesteckt. Deutsche Ar-
chäologen waren die besten der
Welt und wurden von den Herr-
schern des Nahen und Mittleren
Ostens ausdrücklich zu Grabungen
eingeladen. Herfried Münkler er-
gänzte anschließend, daß der preu-
ßische Kriegsminister Moltke sogar
junge Offiziere als Vermessungsex-
perten für die Expeditionen abstell-
te. 

Nach internationalen Regeln stan-
den die Hälfte der zutage geförder-
ten Gegenstände dem Herkunfts-
land, die andere Hälfte dem
Entsenderstaat der Wissenschaftler,
also Deutschland, zu. Die deutschen
Wissenschaftler waren darüber hin-
aus führend am Aufbau verschiede-
ner Nationalmuseen beteiligt,
gewissermaßen als Entwicklungs-
helfer. Aus diesem Grund befindet
sich in Berlin auch eine Kopie der
Inventarliste des Nationalmuseums
Bagdad, mit deren Hilfe die Verlu-
ste, die der Irakkrieg angerichtet
hatte, festgestellt werden konnten.

Anschließend stellte Jürgen
Kocka den Zusammenhang zwi-
schen Kultur und Militär in Preußen
zur Diskussion. Der Bielefelder So-
zialgeschichtler Hans-Ulrich Wehler

wollte lieber von „Ambivalenz“
sprechen. Die Kulturleistungen
seien vom protestantischen Bil-
dungsbürgertum, nicht von den
preußischen Monarchen vollbracht
worden. Eine andere Erklärung gab
der Würzburger Historiker Wolf-
gang Neugebauer. Die einseitige
Orientierung Preußens auf den mili-
tärischen Bereich habe auf der an-
deren Seite viele Freiräume eröffnet.
So sei die Zensur in Preußen er-
staunlich großzügig gewesen. Aller-
dings stand diese Auffassung im
Gegensatz zur These von Lehmann,
daß der preußische Staat Kultur und
Wissenschaft ausdrücklich gefördert
hatte und nicht bloß geduldet. Der
Schweizer Schriftsteller Adolf
Muschg, Präsident der Akademie
der Künste in Berlin, gab sich als
Preußen-Bewunderer zu erkennen.
Überhaupt sei das Bild von Preußen
und Deutschland im Ausland viel
besser als in Deutschland selbst.
Muschg zeigte sich ratlos, warum
das heutige Deutschland nicht in
der Lage ist, sich ein Beispiel an
Preußen zu nehmen und ebenfalls
Kultur und Bildung als Reformmo-
tor zu nutzen. Als Grund vermutete
er eine hierzulande grassierende
„kulturelle Selbstverachtung“. Die
preußischen Zweideutigkeiten und
Extreme sieht er im Dichter Hein-
rich von Kleist personifiziert und
vereint. 

Herfried Münkler betonte, daß
Militarismus und Krieg nicht ein
und dasselbe seien. Preußen habe
weniger Kriege als andere Länder
geführt. Wenn es trotzdem bis heute
als kriegslüstern gilt, dann lag das
am „symmetrischen Charakter“ die-
ser Kriege, die sich wegen ihrer
Wucht in ganz anderer Weise in das
Gedächtnis eingebrannt haben als
die Kolonialkriege. Im übrigen steht
der Kultur- und Bildungsanspruch
nicht automatisch im Widerspruch
zur Militärmacht. Im Zuge der nach
1806 erfolgten Militärreform wurde
die Philosophie als obligates Ausbil-
dungsfach für Offiziersanwärter ein-
geführt. Preußen habe viele begabte
Talente aus dem Ausland angelockt.
Daran knüpfte Neugebauer den Be-
griff des „Clausewitz-Typus“. Auch
ausgesprochen konservative, ja re-
aktionäre Militärs und Politiker
seien Bildungseinflüssen offen ge-
wesen, hätten sich mit philosophi-
schen und historischen Schriften
beschäftigt und seien von ihnen so-
gar inspiriert worden.

Es war eine konzentrierte Diskus-
sion, die von gegenseitiger Achtung
und Respekt zum Gegenstand ge-
prägt war. Statt einer Talkshow er-
lebte man politische Kultur, Haupt-
stadtkultur. Anschießend gab es
eine konzertante Aufführung der
Oper „Kronprinz Friedrich“ von
Siegfried Matthus. �

Preußen wird nicht genutzt
Wissenschaftler: »Kulturelle Selbstverachtung« vesperrt Deutschen den Zugang / Von Thorsten HINZ

Die andere
Frau

Von Ronald GLÄSER

„Im napoleonischen Krieg
gewann Preußen an geistigen
Kräften, was ihm an physischer
Kraft verlorenging“:

Unter König Friedrich Wilhelm
IV., hier sein Reiterstandbild vor
der Alten Nationalgalerie,
begann 1830 der Bau der
weltweit einzigartigen Berliner
Museumsinsel

Foto: Archiv Berlin

Angela Merkel hat nur
noch wenig mit der Frau

zu tun, die 1990 mit Jesus-
Latschen, Rock und
Strickjacke die politische
Bühne der deutschen Haupt-
stadt betrat. Ein bekannter
Universitätsprofessor hat mir
einmal im persönlichen
Gespräch gesagt: „Ich dachte
damals, die kann nicht mal
bis drei zählen, als ich sie das
erste Mal traf.“ Auch der
Politologe Arnulf Baring soll
einst über Kollegen von
Angela Merkel gelästert
haben: „Ein Physiker aus der
DDR? Der ist doch zu nichts
mehr zu gebrauchen.“

Angela Merkel hat an sich
gearbeitet. Sie hat gelernt, ihre
Reden frei zu halten, und sie
macht das besser als Edmund
Stoiber. Sie gestikuliert
ständig mit den Händen, so
als hätte ihr jemand gesteckt,
daß das dazu gehört. Nur
manchmal unterlaufen ihr
Fehler. Am 20. Juli sprach sie
über Widerstand in der
Diktatur – ausgerechnet sie,
die früher FDJ-Sekretärin war
– und über die Einheit
Deutschlands. Sie sagte: „Wir
von der CDU haben uns
immer für die Einheit einge-
setzt. Nicht um jeden Preis.
Aber um den Preis der
Freiheit haben wir sie herge-
stellt. Und das war auch gut
so.“ Wie bitte? Angela Merkel
hat eben gesagt, daß wir die
Freiheit für die Einheit
aufgegeben haben, auch wenn
sie das Gegenteil gemeint hat. 

Und so findet sich der
aufmerksame Zuhörer in
einer skurrilen Szene, in der
Angela Merkel Quatsch
erzählt, alle anderen Zuhörer
aber klatschen. Vor drei
Wochen war wieder so ein
Termin, aber diesmal beka-
men es alle mit, als etwas
falsch lief. Während sie die
Festrede bei der Vergabe eines
Preises des Deutschen Indu-
strie- und Handelskammerta-
ges (DIHK) im Hamburger
Bahnhof in Berlin-Tiergarten
hielt, klingelte ein Telefon.
Nicht irgendeines, sondern
das der CDU-Bundesvorsit-
zenden. Schon ein wenig
peinlich.

Dabei hat sie inhaltlich
wirklich viel zu sagen, denn
ihre Konzepte sind die
richtigen, die von Stoiber die
falschen. Die von Schröder
sowieso. Sie will die „Neue
Soziale Marktwirtschaft“, sagt
sie. Zweifel, ob sie wirklich so
vieles besser machen kann,
sind trotzdem erlaubt. Denn
wo war Angela Merkel in den
acht Jahren im Bonner
Kabinett Kohl? Sie hat die
ganze Kohlsche Politik doch
mitgetragen, die die Misere
von heute mitverursacht hat. 

Wie ernst ist es ihr mit dem
Abbau des Sozialstaats, der
den Bürger entmündigt und
immer höhere Abgaben
produziert, wirklich? Die
Krise der letzten Wochen hat
sie so gut wie überwunden.
Aber wenn sie 2006 ins
Kanzleramt will, dann muß
sie solche Fragen noch
beantworten – das Telefon bei
Vorträgen ausschalten und
Versprecher vermeiden reicht
allein nicht. 

Immer weniger
Rußlanddeutsche

Das Bild im Ausland
ist besser als in

Deutschland selbst

Die Zahl der rußlanddeut-
schen Aussiedler, die aus

der ehemaligen Sowjetunion
nach Berlin kommt, hat weiter
erheblich abgenommen. Wie aus
der Senatsantwort auf eine Frage
der Grünen-Abgeordneten Ja-
senka Villbrandt hervorgeht, sie-
delten sich in den ersten neun
Monaten dieses Jahres nur noch
1.100 Aussiedler aus der Ex-
UdSSR in der deutschen Haupt-
stadt an. Im Vorjahr waren es
noch 1973, im Jahre 1999 sogar
2.772. Berlin muß 2,7 Prozent
der Aussiedler, die ins Bundes-
gebiet kommen, aufnehmen.

Während 1999 noch 40 Pro-
zent davon selbst Rußlanddeut-
sche waren, waren dies 2003
nur noch 20 Prozent – beim
Rest handlete es sich um Ange-
höriger anderer Völker, die mit
ihren rußlanddeutschen Ver-
wandten einreisen durften. 80
Prozent der Neubürger sind un-
ter 49 Jahren alt und im Durch-
schnitt damit deutlich jünger als
die einheimischen Deutschen. 
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Anzeige

Voreilige Panik an der Wolga
Russische Bevölkerung wurde lange über Störfall im Atomkraftwerk Balakowo im unklaren gelassen

In der Nacht vom 3. auf den 4.
November ereignete sich im
Atomkraftwerk Balakowo an der

Wolga, etwa 800 Kilometer südöst-
lich von Moskau, um 3.40 Uhr (1.40
Uhr MEZ) ein Störfall. Eine Turbine
im zweiten Reaktorblock hatte sich
nach dem Austritt von Wasser auto-
matisch abgeschaltet. Laut Angaben
der russischen
Atombehörde han-
delte es sich dabei
um nicht-radioak-
tives Wasser, das
lediglich zur Ver-
sorgung eines
Dampfgenerators
diente. Der Störfall
habe im Inneren des Reaktors statt-
gefunden, es sei daher weder Wasser
noch Dampf ausgetreten, hieß es of-
fiziell. 

Augenzeugen berichteten jedoch
von einer weißen Wolke, die sich
über den Reaktoren gebildet haben
soll. Die Kunde von einem Unfall im
Atomkraftwerk breitete sich wie ein
Lauffeuer aus, die Menschen in Ba-
lakowo, im 200 Kilometer entfernten
Saratow sowie in der gesamten Re-
gion gerieten in Panik. Zu deutlich
waren ihnen noch die Erinnerungen
an Tschernobyl, daran, wie die Be-
völkerung damals belogen wurde, an
mißgebildete Kinder und Tiere so-
wie Krebserkrankungen. 

Die Balakowsker Umweltschütze-
rin Anna Winogradowa erzählte
Redakteuren der Tageszeitung Kom-
mersant: „Die ganze Stadt stand
Kopf. Vorgesetzte erzählten ihren
Mitarbeitern von dem Unfall, die so-
fort ihre Verwandten anriefen. Alle
Telefonleitungen waren besetzt. Die
Leute rieten sich gegenseitig, Wasser

zu trinken und Jod einzunehmen
und auf keinen Fall Wasser aus der
Leitung zu trinken.“

Laut mehreren Zeitungsberichten
sollen auf einer Internetseite unab-
hängiger Journalisten Informationen
veröffentlicht worden sein über vier
Tote und 18 Verletzte, die Verbren-

nungen unter-
schiedlichen Gra-
des erlitten haben
sollen. Allerdings
scheint diese
I n t e r n e t s e i t e
„http//:aesbalako-
vo.narod.ru“ über-
haupt nicht zu exi-

stieren, oder sie wurde inzwischen
entfernt.

Durch solche Nachrichten wurden
die panischen Reaktionen noch ver-
stärkt. In einigen Kindergärten sol-
len die Erzieher den Kindern vor-
sorglich Jod-Kalium-Tabletten ein-
geflößt haben, die Apotheken waren
schon am Abend des 4. November
durch Hamsterkäufe um ihre Vorräte
an Jod und jodhaltigen Präparaten
gebracht worden. Wo es ging, bevor-
rateten sich die Menschen mit Jod
und Alkohol, sie versuchten, aus ver-
meintlich schon verseuchten Gebie-
ten herauszukommen. In der Folge
mußten viele Firmen geschlossen
bleiben, weil sie ihre Mitarbeiter, die
versuchten, ihre Familien in Sicher-
heit zu bringen, nicht aufhalten
konnten. In vielen Dörfern weigerten
sich die Bauern, ihr Vieh auf die
Weide zu treiben.

Was verwundert, ist, daß die Ver-
antwortlichen offensichtlich aus
Tschernobyl wenig gelernt haben.
Von offizieller Seite hielt es niemand

für nötig, die Bevölkerung darüber
aufzuklären, was in der Nacht vom
3. auf den 4. November im Atom-
kraftwerk Balakowo tatsächlich pas-
siert war. Erst am Abend des 4. No-
vember trat der Chef des örtlichen
Katastrophenschutzes vor die Kame-
ras eines Regionalsenders und for-
derte die Bevölkerung auf, Ruhe zu
bewahren. Eine Erklärung zu den
Ereignissen gab er nicht ab. 

Erst am 5. November gaben die
Behörden eine offizielle Erläuterung
zu dem Störfall. Nach dieser Version
war ein Leck in der Leitung eines
Dampfgenerators im zweiten Reak-
torblock für die automatische Ab-
schaltung durch das Sicherheitssy-
stem verantwortlich. In diesem
Reaktorbereich befänden sich keine
radioaktiven Zonen, so daß es sich
um absolut sauberes Wasser gehan-
delt habe. Die Atomkraftwerkbetrei-
ber sprächen daher auch nicht von
einem Unfall, sondern von einer
„außerplanmäßigen Situation“, bei
der zu keiner Zeit Radioaktivität
ausgetreten sei. Hinter der Panikma-
che übers Internet
vermuteten die Be-
hörden Kräfte, die
möglicherweise
politische Ziele
verfolgten. In der
Region gibt es ne-
ben Greenpeace
auch andere Um-
weltschutzorganisationen, die vor
den Gefahren russischer Atomkraft-
werke warnen.

Ein Mitarbeiter des Pressedienstes
des AKW reagierte auf die Panik der
Menschen mit Journalisten-Schelte.
Seiner Meinung nach hätten sie die
Menschen beruhigen müssen, an-

statt sie mit Berichten über techni-
sche Details zu beunruhigen. 

Am 9. November ging der inzwi-
schen reparierte Reaktor wieder ans
Netz. Das Atomkraftwerk in Balako-
wo gehört zur dritten Generation mit
dreifachem Sicherheitssystem. Seine
Reaktoren sind mit hermetischen
Hüllen ausgestattet, die das Austre-
ten von Radioaktivität verhindern
sollen. Das System gilt in Rußland
als sicher. Dennoch schenkten die in
Panik geratenen Menschen ihren Be-
hörden keinen Glauben. 

Anstatt sich für einen besseren
Katastrophenschutz mit Sicherheits-
übungen und Aufklärung der Bevöl-
kerung einzusetzen, forderte Sergej
Kirijenko, bevollmächtigter Präsi-
dent der Wolgaregion, die Bestrafung
der Panikverursacher wegen der
„Verbreitung unwahrer Mitteilungen
über Terrorakte“. Die künstliche Pa-
nik habe eine Bedrohung für die Ge-
sundheit der Bevölkerung darge-
stellt. Da viele vorsorglich Jod in zu
hohen Dosen eingenommen hatten,

mußten etwa zehn
Menschen in Kran-
kenhäusern behan-
delt werden.

Die einzige Zei-
tung, die ausführ-
lich über den Stör-
fall in Balakowo

berichtete, war die Wirtschaftszei-
tung Kommersant. Die übrigen Me-
dien brachten, wenn überhaupt, le-
diglich Kurzmeldungen. Ein Beweis
dafür, daß die Verantwortlichen in
Rußland es immer noch vorziehen,
Katastrophen unter den Teppich zu
kehren, statt sich offensiv damit aus-
einanderzusetzen. MRK

»Lebensmittel für Arbeit«
Partei um Sonia Gandhi löst in strukturschwachen Regionen Indiens ihr Wahlversprechen ein

Völlig verängstigte 
Bevölkerung tätigte

Hamsterkäufe

Katastrophen werden 
in Rußland unter 

den Teppich gekehrt

Nach China zieht es nun immer
mehr westliche Firmen nach In-

dien. Während in Europa die Auto-
mobilhersteller ihre Produktion ein-
schränken, baut beispielsweise Skoda
seine vorhandenen Werke in Indien
weiter aus. In Aurangabad, einer auf-
strebenden Industriestadt, werden
seit Anfang 2004 in errichteten Mon-
tagehallen verschiedene Ausführun-
gen des Mittelklasse-Modells Octavia
produziert. Dieses Modell gilt in In-
dien als Luxusfahrzeug, und Skoda
hofft, in dem Land mit der zweit-

höchsten Einwohnerzahl nach China
seinen schon großen Marktanteil
weiter ausbauen zu können. 

Da Indien aufgrund seiner Bevölke-
rungsstruktur und seines Wirtschafts-
wachstums voraussichtlich 2030 zu
den führenden Verbrauchermärkten
der Welt zählen wird, verstärkt auch
Microsoft sein Engagement in Indien.
Der US-amerikanische Softwaregi-
gant eröffnet hier demnächst seine
größte Niederlassung außerhalb der
USA und hat Verträge mit indischen

Kooperationspartnern abgeschlossen.
Allein 3.000 indische Programmierer
dürfen so demnächst auf eine Einstel-
lung hoffen.

Während der Lebensstandard in
den Städten Indiens ohne Zutun der
Regierung wächst, muß sie auf dem
strukturschwachen Land nachhelfen.
So will sie unter dem Titel „Lebens-
mittel für Arbeit“ Millionen Bauern
ein Einkommen sichern, die in den
150 ärmsten Bezirken des Landes
von Dürre oder Überflutungen be-

troffen sind. Die Bauern sollen im
Brücken- und Straßenbau beschäftigt
werden, Entwässerungskanäle anle-
gen oder Wasserreservoirs reparie-
ren. Da es der Regierung aber an Geld
fehlt, entlohnt sie die Arbeiter mit
rund vier Kilo Getreide täglich und
nur sehr wenig Bargeld. Das Pro-
gramm ist die Einlösung des Wahlver-
sprechens der im Mai überraschend
als Sieger aus den Wahlen hervorge-
gangenen Kongreßpartei um Sonia
Gandhi, der Schwiegertochter der
1984 ermordeten Indira Gandhi. R. B.

Die USA rüsten ihre Grenzüber-
gänge technisch auf – für un-

liebsame Besucher wird der Zu-
gang schwieriger. An zwei Über-
gängen zu Mexiko sowie an der ka-
nadischen Grenze bei Port Huron
testet der Heimatschutz das neue
US-Besucher-und-Immigranten-
Status-Anzeigeprogramm (US-
VISIT). Das System nach dem Prin-
zip „wir testen immer zuerst“ bein-
haltet Fingerabdrücke, Fotos und
umfangreichere Tests bei „verdäch-
tigen“ Reisenden. Die Daten wer-
den zeitlich unbegrenzt aufbe-
wahrt. Gegen Ende dieses Jahres
sollen die 50 meistbesuchten
Grenzübergänge damit ausgestattet
sein, Ende 2005 alle 165 Grenz-
übergänge der USA. SV 

Ohne Alternative

Im südwestafrikanischen Nami-
bia wurde am 15. November ein

Nachfolger für den bisherigen
Staatspräsidenten und Führer der
Swapo (South West Africa People’s
Organisation) Sam Nujoma ge-
wählt. Obwohl der Sieger längst
feststand – die von der Bevölke-
rungsmehrheit der Owambos ge-
tragene Swapo stellt seit der Unab-
hängigkeit des Landes die
Regierung, hilft wenn nötig beim
Wahlergebnis nach – wurde die
Wahl mit Spannung beobachtet.
Wachsende Korruption und Ent-
eignungen weißer Farmer hatten
für Unmut gesorgt. Die zersplitter-
ten Volksstämme im Süden Nami-
bias fühlen sich von den Owambos
übergangen. Nujoma war zurück-
getreten, weil er nach der dritten
Amtszeit nicht mehr antreten durf-
te, bleibt aber einflußreicher Par-
teichef. Sein Nachfolger ist der für
die Enteignungen verantwortliche
bisherige Landminister Hifikepu-
nye Pohamba. EB

Bewährungsprobe

Seine Unabhängigkeit will das
Uno-Tribunal in Den Haag be-

weisen – erstmals sind Kosovo-Al-
baner wegen Folter und Mord an-
geklagt. Gerade in Serbien soll das
Verfahren gegen drei ehemalige
Angehörigen der Kosovo-Befrei-
ungsarmee (UCK) zeigen, daß auch
von Moslems verübte Verbrechen
im Kosovokrieg (1998/1999) geahn-
det werden. Aus Serbien kommen
bisher die meisten Angeklagten.
Fatmir Limaj wird zu den rangho-
hen Kommanten der inzwischen
aufgelösten Guerilla gezählt, die
Mitangeklagten Haradin Bala und
Isak Musliu waren seine Unterge-
benen. SV

Besucher im Test
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Die Nachrufe auf Arafat waren
zahlreich, ausführlich – und
nicht annähernd so unausge-

wogen, wie man es erwarten mußte.
Unterbelichtet blieb allerdings die
Rolle zweier Männer, die wesent-
lichen Einfluß auf seine Lebensge-
schichte hatten, nämlich Kurt Wald-
heim und Bruno Kreisky: Diese so
unterschiedlichen Persönlichkeiten
hatten durch mutige Schritte erste
Voraussetzungen dafür geschaffen,
daß die Palästinenser letztlich als
Verhandlungspartner anerkannt
wurden und daß realistische Hoff-
nungen auf eine Verhandlungslö-
sung der Palästina-Frage überhaupt
erst entstehen konnten.

Waldheim, Uno-Generalsekretär
1972 bis 1981, hatte gegen den
Widerstand der USA und Israels
1974 erstmals eine Rede Arafats vor
der Uno-Generalversammlung er-
möglicht. Mit Spätfolgen, denn nach
einer 1986 von der SPÖ angezettel-
ten und vom Jüdischen Weltkon-
greß durchgezogenen Verleum-
dungskampagne wurde Waldheim
auf die „Watch-list“ des US-Justiz-
ministeriums gesetzt, auf der er bis
heute steht –
Rechtsmittel dage-
gen gibt es keine.
Und in seiner Zeit
als Bundespräsi-
dent (1986–1992)
wurde er von den
dienstbeflissenen
westlichen Amts-
kollegen systematisch boykottiert.

Kreisky wiederum, Außenmini-
ster 1959 bis 1966 und Bundeskanz-
ler 1970 bis 1983, vollzog 1979 die
Anerkennung der PLO durch Öster-
reich. Diese erstmalige Anerken-
nung durch ein westliches Land war

für Arafat deshalb so bedeutsam,
weil er längst den geringen politi-
schen Wert der Anerkennung durch
den Ostblock und die „Blockfreien“
erkannt hatte: Für die einen waren
die Palästinenser nur Schachfiguren
im Kalten Krieg, und die anderen
hatten außer Rhetorik wenig zu bie-
ten.

Kreisky hatte sich allerdings
schon vorher exponiert – durch Kri-
tik an Israel, durch Aufnahme ein-
stiger NSDAP-Mitglieder in die Re-
gierung, durch ein Treffen mit Arafat
1975 in Kairo und vor allem mit der
Schließung eines von Israel betrie-
benen Durchgangslagers für Juden
aus der Sowjetunion. Über dieses
Lager waren Auswanderer nach Is-
rael kanalisiert worden – danach zo-
gen viele die Weiterreise in die USA
vor. Wenngleich Kreisky dank seiner
Herkunft von direkten Racheakten
verschont blieb, sein Land bekommt
die Spätfolgen bei jeder Gelegenheit
zu spüren, zuletzt mit den „Sanktio-
nen“.

Den vor aller Welt sichtbaren Ak-
ten von 1974 und 1979 waren natür-

lich diplomatische
Bemühungen vor-
angegangen, und
diese wieder re-
sultierten aus Um-
denkprozessen
der Akteure. In
der österreichi-
schen Öffentlich-

keit hingegen sind solche Umdenk-
prozesse erst teilweise vollzogen –
so nachhaltig wirken Umerziehung
und ein Gummiparagraph bezüglich
„Wiederbetätigung“.

Wie aber war die Ausgangslage
1945? Allgemein hatte man in Ost

und West, sowohl bei Tätern als
auch bei Zuschauern und Profiteu-
ren des „Holocaust“, in der Grün-
dung Israels ein „billiges“ Mittel ge-
sehen, auf Kosten Dritter von
eigenem Fehlverhalten abzulenken.
Wohl der teuerste Irrtum aller Zei-
ten! Stalin hatte sogar gehofft, Israel
als Instrument
gegen die „Impe-
rialisten“ einset-
zen zu können –
ebenfalls eine
krasse Fehlkalku-
lation.

In Österreich
war die SPÖ wie
in der Vorkriegs-
zeit prozioni-
stisch. Die Kib-
butz-Bewegung
erschien als Ver-
wirklichung sozi-
alistischer Ideale,
und es wurde ig-
noriert, daß die
Gründung Israels
mit der Vertrei-
bung und Ent-
rechtung eines
ganzen Volkes
verbunden war.
Oder man sah dies gar – wie sämtli-
che Vertreibungen 1945/46 – als
„gerechte Strafe“: Hatten nicht die
Araber, allen voran Amin Al-Hussei-
ni, Großmufti von Jerusalem, auf ei-
nen Sieg der Achsenmächte gehofft?
(Arafat war übrigens ein Neffe Al-
Husseinis.)

Bei Christlichsozialen wandelte
sich der traditionelle, doch gewalt-
lose Antijudaismus oft in einen
widersprüchlichen Philosemi-
tismus, der mittlerweile bis in die
Kirche hinein reicht. Und wer aus

der NS-Zeit „belastet“ war, mußte
ohnehin seine Zunge hüten. Insge-
samt herrschte im bürgerlichen La-
ger, aber auch in Teilen der Arbei-
terschaft eine proisraelische
Stimmung mit den Untertönen: „Ja,
dort unten sollen’s nur arbeiten.“
Und nach dem Sechstagekrieg 1967

sogar: „Die haben’s den Kameltrei-
bern ordentlich gezeigt.“

Die Studentenunruhen von 1968
brachten Bewegung auch in der
Nahost-Frage: Zur Freude Moskaus
begannen alle „Fortschrittlichen“,
Israel als „Instrument des US-Impe-
rialismus“ zu sehen. Wieder dane-
ben, denn keiner ahnte, daß da der
Schwanz mit dem Hund wedelt.
Und aus Ablehnung der 68er wur-
den Bürgerliche in ihrem ver-
krampften Philosemitismus sogar
bestärkt.

Wann bei Kreisky und Waldheim
das Umdenken einsetzte, läßt sich
schwer sagen, aber es gab mindestens
zwei Punkte, die allen Verantwor-
tungsbewußten aufstoßen mußten:
Einmal, daß nach dem Zusammen-
bruch der Kolonialreiche alle Auf-
ständischen legitimiert waren und

einstige „Terrori-
sten“ mit rotem
Teppich empfan-
gen wurden. Zum
anderen, daß der
Widerstand gegen
deutsche, italieni-
sche oder japani-
sche Besatzungs-
truppen als
legitim gilt – ein-
schließlich aller
Greueltaten an
Nicht-Kombattan-
ten und Zivilisten.
Warum sollten
dann just für den
Kampf der Palästi-
nenser andere Re-
geln gelten? Him-
melschre iende
Widersprüche ,
über die bis heute
viel zu wenig
nachgedacht wird!

Die Zukunft nach Arafat bleibt
Spekulation. Fest steht jedoch: Ohne
palästinensischen Staat mit akzepta-
blen Lebensverhältnissen gibt es
keine Dauerlösung. Von den Atom-
mächten USA und Israel ausgesuch-
te Verhandlungspartner sind auto-
matisch beim eigenen Volk
diskreditiert. Und jede weitere Mili-
täraktion in Nahost fördert die Fun-
damentalisten. Die Folgen aber wer-
den primär, wenn nicht aus-
schließlich in Europa zu spüren
sein. �

Österreichs Einfluß auf Arafat
Über das so gut wie unbekannte Wirken Kurt Waldheims und Bruno Kreiskys / Von R. G. KERSCHHOFER

Begrüßung in Wien: Bundeskanzler Kreisky empfängt 1979 Arafat. Foto: pa

Kreisky war einer der
ersten, der sich für die
Palästinenser einsetzte

Endlich das Problem akzeptiert
Die Slowakei bemüht sich mit Hilfe der EU, die Zigeuner in die Gesellschaft zu integrieren

Ungeachtet gelungener Refor-
men auf den Gebieten Steu-
ern, Gesundheitswesen,

Renten und andere Sozialsysteme
hat die slowakische Regierung noch
nicht alle ihre Hausaufgaben ge-
macht. So werden
nur 0,3 Prozent
des Bruttoinlands-
produktes in den
zukunftsträchtigen
Bildungs- und
Wissenschaftsbe-
reich investiert, der ein entspre-
chendes Schattendasein führt. Auch
die Arbeitslosenzahlen geben zur
Sorge Anlaß. So haben die OECD
und das EU-Statistikamt Eurostat
eine Arbeitslosenquote von 18,1
Prozent ermittelt, in absoluten Zah-
len 470.000 Arbeitslose. Das sind
dreieinhalb Prozentpunkte oder
86.000 Arbeitslose mehr als die
vom slowakischen Sozialministe-

rium eingestandenen Zahlen aussa-
gen.

Dabei läßt sich ein starkes Gefälle
zwischen der Hauptstadt im Westen
und dem Osten des Landes ausma-

chen. Um Preß-
burg herum sprie-
ßen neue Firmen
wie Pilze im Regen
aus dem Boden,
und die Arbeitslo-
senquote liegt hier

nur knapp über einem Prozent. Im
Osten hingegen finden in manchen
Regionen mehr als 20 bis 25 Prozent
der Einwohner keine Arbeit. 

Für zusätzlichen sozialen Spreng-
stoff sorgen die über 320.000 Zigeu-
ner, die fast ausschließlich im Osten
des Landes leben – viele in unwür-
digen Verhältnissen. In ihren Sied-
lungen ist nicht selten nahezu jeder

arbeitslos. Die Folge sind massive
Diebstähle während der Ernte. Vor
allem Kartoffeln sind sehr begehrt,
aber auch Kohle ist es. Auch Holz
zum Heizen wird zum Winter hin
verstärkt entwendet. Nach solchen
„Feldzügen“ bleiben leere Felder
und ausgedünnte Waldteile zurück.
Strafanzeigen bis hin zu offen ausge-
tragenen gewalttätigen Ausein-
andersetzungen mit der Polizei und
vor allem mit den
Einwohnern „von
der anderen Seite“
sind die Folge. 

Doch auch hier
hilft wieder die
Europäische Union mit vornehm-
lich deutschen Steuergeldern. So
werden beispielsweise mit finan-
zieller Unterstützung der EU junge
Zigeunerinnen als Krankenschwe-
stern ausgebildet; die Polizei bildet

Roma zu Polizisten aus; und Kinder
werden in den Schulen großzügig
versorgt, damit sie die Lust, in die
Schule zu gehen, nicht verlieren.
Nach 40 Jahren Wegsehen ist die
Größe des Problems von der slowa-
kischen Gesellschaft erkannt wor-
den.

Wenn die Deutschen übrigens
glauben, bei ihnen wäre die Stim-

mung am miese-
sten, so irren sie
sich. Die neueste
Statistik der zur
EU-Administra-
tion gehörenden
„Europä i schen

Stiftung zur Verbesserung der Le-
bens- und Arbeitsbedingungen“
besagt, daß von allen Einwohner
der 25 EU-Mitgliedsstaaten die
größten Pessimisten die Slowaken
seien. Peter Zeman / M. R.

Maut in Polen

In Polen sollen in den nächsten
neun Jahren drei neue Auto-

bahnen gebaut werden. Geplant
ist eine Verlängerung der Auto-
bahn von der bundesdeutschen
Grenze bei Frankfurt (Oder) bis
zur weißrussischen Grenze und
eine Trasse von Görlitz zur ukrai-
nischen Grenze. Darüber hinaus
soll eine Nord-Süd-Verbindung
von Danzig bis zur tschechischen
Grenze entstehen. Bereits 2006
sollen die Teilstrecken von Frank-
furt (Oder) bis Lodz und von Gör-
litz/Forst bis Krakau fertiggestellt
sein. Alle drei Gesamtstrecken
sind als mautpflichtige Autobah-
nen geplant. A. S.

Schlußlichter

Polen und Ungarn erfüllen bis-
her keine der für die Euro-

Einführung verbindlichen Krite-
rien. Zu diesem Urteil gelangte
der Konvergenzbericht der Euro-
päischen Kommission und der
Europäischen Zentralbank. Da-
mit haben beide Länder die
Schlußposition unter den Euro-
Aspiranten inne. Die Verfasser
des Berichts kritisierten an der
Situation beider Länder vor al-
lem die Rolle der jeweiligen Na-
tionalbanken, deren Unabhängig-
keit nicht ausreichend gewähr-
leistet sei. Das ungarische Recht
würde die Integration in das eu-
ropäische System nur ungenü-
gend ermöglichen, auch sei gera-
de in Ungarn die staatliche
Budgetdisziplin zu gering. Un-
garns Finanzminister Tibor Dras-
kovics gab sich gelassen, meinte,
die Studie stelle nur fest, daß das
Land zur Zeit nicht reif für die
Europawährung sei. Trotzdem:
Der einstige Reformmusterschü-
ler Ungarn muß sich nun mit Po-
len die Schlußposition teilen. SV

Wunderliche Zahlen aus Athen
Eurostat bestätigt, daß Griechenland den Euro nie hätte haben dürfen

Slowakei nennt bessere
Zahlen als Eurostat

Bis zu 100 Prozent der
Roma sind arbeitslos

Offenbar glaubten die Euro-
päische Zentralbank und
die EU-Behörde Eurostat an

Wunder, denn sie nahmen die von
griechischer Seite genannten ein-
drucksvoll guten Wirtschaftszahlen
des einstigen Sorgenkindes ohne
große Bedenken für bare Münze.
Doch nun muß Eurostat melden,
daß es keine eindrucksvollen Ver-
besserungen in Griechenland gab. 

Erst spät gesellte sich Griechen-
land zu der Runde der Euro-Kandi-
daten, da es lange die Kriterien nicht
erreicht hatte, doch von heute auf

morgen war die Drachme nicht
mehr von starker Inflation ge-
schwächt und auch die Neuverschul-
dung sank rapide. Und so konnte der
einstige Wackelkandidat Griechen-
land stolz im Jahr 2002 den Euro als
Zahlungsmittel gegen die Drachme
eintauschen und sogar miterleben,
wie der einstige Saubermann
Deutschland wegen Überschreitung
des Stabilitätspaktes Strafpredigten
über sich ergehen lassen mußte. 

Doch nun zeigt sich, dank einer
neuen Regierung in Athen, daß die
Ende der 90er Jahre nach Brüssel

gemeldeten Zahlen nicht so ganz
der Realität entsprachen. So lag die
Neuverschuldung 1997 statt gemel-
deter vier Prozent bei 6,4 Prozent,
1998 bei 4,1 statt 2,5 Prozent und im
Referenzjahr 1999 bei 3,4 statt ge-
meldeter 1,8 Prozent. Demnach hät-
te Griechenland den Euro nie haben
dürfen. Und auch die Gegenwart
sieht keineswegs besser aus. So ist
für 2004 mit einer Neuverschuldung
von 5,5 Prozent zu rechnen. 

Mit einer Strafe braucht der grie-
chische Finanzminister Algoskoufis
jedoch nicht zu rechnen, was Brüssel

damit begründet, daß es das Land
nicht weiter schwächen, und die
neue Regierung für die Aufdeckung
des Zahlenschwindels nicht bestra-
fen wolle.

Währenddessen hoffen die neuen
EU-Mitgliedsstaaten auf einen bal-
digen Beitritt in den Euro-Wäh-
rungsraum. Doch Otmar Issing,
Chefvolkswirt der Europäischen Ze-
tralbank, betont, daß vor allem die
einstigen sozialistischen Länder aus
einem „anderen Universum“ kämen
und ihnen daher derzeit noch die
nötige Euro-Reife fehle. R. B.
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Schwenkitten ’45 
Geschichte eines Tages 

und einer Nacht

Also doch Abmarsch! Und das am
Abend! So ist es ja immer, wenn
man nicht die geringste Lust hat,
sich zu bewegen, und nur noch am
eingenommenen Platz übernachten
möchte. Aber 1.500 – das verblüffte.
Das war während des ganzen Krie-
ges noch nicht vorgekommen.
Stracks nach Osten, daß wir das
noch erleben. Gewohnt waren wir
4.000 bis 5.000 nach Westen, mit
Abweichungen.

Nein, schon vorher war Stabschef
Weressowoj von der Notwendigkeit
geplagt, die vergifteten Fahrer un-
verzüglich zu ersetzen. Es gab kaum
Reserven. Welche Fahrzeuge sollte
man mitnehmen, welche sollten ste-
hen bleiben? Am meisten hatte die
1. Abteilung gelitten. So bat Oberst-
leutnant Weresso-
woj den Stab der
Artillerieeinheit,
sie am Ort zu las-
sen und der 2.
und 3. Abteilung
ihre Schlepper zu
geben. Anders
ginge es nicht. Es
wurde gestattet. 

Sich auf einen
nächtlichen Vor-
marsch einzustel-
len, fällt nur in
den ersten Minu-
ten schwer. Und
schon sind die
Zugmaschinen an
24 schwerkalibri-
ge Haubitzen ge-
kettet – ganz
frech, mit Schein-
werfern. Dahinter
haben sich die
Hilfsfahrzeuge ge-
reiht. Ringsum
Motorengeheul.

Zwei Abteilungskommandeure in
weißen, kurzen Halbpelzen und der
Kommandeur der Instrumentalauf-
klärung im langen Mantel begaben
sich zum Brigadestabschef, um ge-
naue Instruktionen über Auf-
marschgebiet und Aufgabe einzuho-
len.

Aber die Aufgabe? Der Stabschef
konnte sie selbst nur vermuten. Auf-
klärungsdaten vom Armeestab gab
es nicht, konnte es auch bei dem
schnellen Vorstoß und dem trüben
Tag nicht geben. „Sieben bis acht Ki-
lometer östlich“, das sagte bei wei-
tem nicht genug. Das Meßtischblatt
– ein Kilometer = zwei Zentimeter –
übermittelt die Beschaffenheit des
Geländes, aber nicht ganz vollstän-
dig. Natürlich: Chausseen und Feld-
wege, bepflanzte und unbepflanzte;
und die Windungen der Passarge,
die von Süden nach Norden fließt,
und einzelne, verstreute Gehöfte.
Alle Gehöfte? Und wie viele Wege
dorthin? Sind die Gehöfte bewohnt
oder nicht?

Oberstleutnant Weressowoj befahl
auf gut Glück: Die 2. Abteilung
bleibt etwas südlicher, die 3. geht et-

was nördlicher. Sie bildeten unge-
fähre Ovale.

Major Bojew stand bei seinem auf
dem Kartenbrett auseinander gefal-
teten Meßtischblatt und betrachtete
mißvergnügt die Karte. Wie viel
hundert Mal hatte er im Krieg eine
„Aufgabe zu erfüllen“ gehabt! Und
nicht selten war es vorgekommen,
daß die Position des Gegners nicht
angegeben wurde und unbekannt
blieb, dann mußte man sich heran-
tasten. Aber hier – 25 Kilometer von
diesem Liebstadt entfernt –, wie soll
man da herauskriegen, wo Nie-
mandsland ist, wo die aufgerissene
Flanke der Deutschen verläuft? Und
die Hauptsache: Wo ist unsere In-
fanterie? Und wo die Schützendivi-
sion, die hierher beordert wurde?

Wahrscheinlich
zurückgeblieben,
ist den Panzern
nicht nachge-
kommen, wurde
auseinanderge-
zogen – und wie
weit? Wo soll
man sie suchen?

Doch die wie
immer feste Stim-
me Weressowojs
verriet keine
Zweifel. Die
Schützendivision
war sicher vor-
handen, wenn
auch ausein-
andergezogen,
natürlich. Und
die Deutschen?
Die verblüfften
Deutschen wer-
den sich wahr-
scheinlich Rich-
tung Königsberg
zurückziehen .

Der Brigadestab wird nach Liebstadt
oder Umgebung gehen. Irgendwo
dort wird auch der Divisionsstab
liegen.

Aber worin liegt der Sinn, vor
Mitternacht Feuerstellungen zu be-
ziehen? In der Dunkelheit läßt sich
der präzise topographische Standort
nicht feststellen, nur nach örtlichen
Orientierungen – annähernd, ge-
nauso annähernd wird auch das
Schießen sein.

Ja, und die Geschütze? Mit dem
höchst unvollständigen Kampfsatz?

Auch die Etappen sind zurückge-
blieben, sie müßten herangeholt
werden. Bojew betrachtete Weresso-
woj schräg von unten. Auch mit dem
unmittelbaren Vorgesetzten kann
man sich nicht verständigen. Wie
sich auch dieser mit seinem eigenen
Vorgesetzten nicht verständigen
kann. Denn der Vorgesetzte hat im-
mer Recht.

Auf winterlicher Straße bei Glatt-
eis sollte man unversehrt in dieses
Liebstadt ziehen, das würde besten-
falls drei Stunden dauern. Hinter
den Wolken müßte schon der Mond

sein, also wird es wenigstens nicht
absolut dunkel sein.

Gleichmäßig brummten die Zug-
maschinen. Die ganze Kolonne, von
Dutzenden von Scheinwerfern be-
leuchtet, zog aus dem Dorf auf die
Chaussee hinaus. Es dauerte keine
halbe Stunde. Dann entfernte sich
das Motorengeräusch. 

Welche Begeisterung über den
Sieg! Und diese Stille, diese eigenar-
tige Taubheit – auch sie sind Zei-
chen des Sieges.

Und der überall verstreute, teils
noch warme deutsche Reichtum.
Sammel ihn ein, schick ihn nach
Hause. Dem Soldaten sind fünf Kilo
erlaubt, dem Offizier zehn, dem Ge-
neral ein Pud. Wie kann man das
Beste erwischen? Sich nicht vertun?
Und du? Iß, trink, bis zum Über-
druß.

Jedes Quartier wie ein Wunder. Je-
des Nachtlager wie ein Fest.

Brigadekommissar Oberstleut-
nant Wyshlewskij hatte sich das
schönste Haus im Dorf gewählt. Im
Erdgeschoß statt eines Zimmers ein
großer Saal mit einem Dutzend
elektrischer Lampen an den Wän-
den und an der Decke. Und von
irgendwoher kam auch ständig
Strom, ebenfalls ein Wunder. Das
Radio (wir werden es mitnehmen)
dudelt Tanzmusik. 

Als Weressowoj eintrat, um zu
melden, saß Wyshlewskij, breit-
schultrig mit großem Kopf und ab-
stehenden Ohren, tief eingesunken
in ein weiches Sofa an einem ovalen
Tischchen mit glückseligem, rosi-
gem Gesicht. (Diesem Kopf hätte ein
breitkrempiger Hut besser gestan-
den als die Offiziersmütze.)

Neben ihm auf
dem Sofa saß Haupt-
mann Tarassow vom
Smersch – immer zu-
packend, immer
wachsam, leicht be-
weglich, mit sehr
entschlußfreudigem
Gesicht.

An der einen Seite standen die
Flügeltüren zum Eßzimmer offen,
dort wurde der Tisch zum Abendes-
sen vorbereitet. Zwei, drei weibliche
Gestalten huschten hin und her. Ei-
ne im hellblauen Kleid war dem An-
schein nach eine Deutsche. Aber
auch ein Mädchen aus unserer Po-
litabteilung war dabei, sie hatte die
Uniform abgelegt und sich aus ost-
preußischen Kleiderschränken be-
dient. Warmer Essensgeruch wehte
herüber.

Weshalb war Weressowoj gekom-
men? In Abwesenheit des Brigade-
kommandeurs war er formell der
Chef und hätte selbstständig jede
Entscheidung treffen können. Doch
da er schon 15 Jahre Dienst tat, hat-
te er sich gründlich die Gewohnheit

zu Eigen ge-
macht, nichts oh-
ne den Politpik
zu entscheiden,
immer dessen
Willen zu respek-
tieren und keine
Einwände zu er-
heben. Wie soll
es mit dem Trans-
port des Stabes gehandhabt wer-
den? Sollte er nicht sofort vonstatten
gehen?

Ganz klar: Das war keinesfalls
möglich. Denn hier warteten war-
mes Abendessen und andere An-
nehmlichkeiten. Solche Opfer konn-
te man doch von keinem lebendigen
Menschen verlangen.

Der Kommissar lauschte mit halb-
geschlossenen Augen der Musik
und sagte wohlwollend: „Na, Kostja,
wohin sollten wir jetzt denn fahren?
Mitten in der Nacht – was sollen wir
dort? Wo Halt machen? Morgen
werden wir früher aufstehen und
dann losfahren.“

Und der Smersch-Offizier, wie
immer in jeder Geste felsenfest
überzeugt, nickte nachdrücklich.
Weressowoj widersprach nicht,
stimmte nicht zu, stand da wie ein
Stock.

Wyshlewskij erbarmte sich:
„Komm zum Essen zu uns, so in 20
Minuten.“

Weressowoj stand, überlegte. Er
hatte selbst gar keine Lust, abzufah-
ren, diese ostpreußischen Nacht-
quartiere sind zu verführerisch. Und
noch eine Überlegung: Die 1. Abtei-
lung ist unvollständig, die muß man
doch erst auffüllen. Aber man kann
ihm auch den Kopf waschen. Taras-
sow mischte sich ein und riet: „Bre-

chen Sie doch einfach die Verbin-
dung zur Armee und zu den
Abteilungen ab. Für alle werden wir
dann unterwegs, auf Verlegung
sein.“

Nun ja, wenn das einer vom
Smersch rät ... wird er doch nicht
selbst denunzieren? Aber nachts
loszuziehen – wirklich, das über-
steigt die Kräfte.

Den ganzen Abend über hatte es
geschneit, Schnee bedeckte die ver-
eiste Straße. Sie fuhren langsam,
nicht nur wegen der Schneeglätte,
sondern auch, damit die Pferde
nicht zu weit zurückblieben.

In Liebstadt trennten sich die Ab-
teilungen. Der Kommandeur der 3.
Abteilung zog nördlich weiter. Ab-
schiedsumarmung.

Bojew studierte im Licht einer Ta-
schenlampe die Karte. Er hatte auf
das östliche Passargeufer überzuge-
hen, dann anderthalb Kilometer
Feldweg, sodann Feuerstellungen
einzurichten, wahrscheinlich jen-
seits des Dorfes Schwenkitten, da-
mit vorn nach Osten bis zum näch-
sten Wald noch 600 Meter Sicht
blieb und das Schießen bei der fla-
chen Flugbahn der Geschosse nicht
gefährlich würde.

Die Brücke über die Passarge war
aus Eisenbeton, ihre Tragfähigkeit
zu überprüfen war nicht notwendig.
Das linke westliche Ufer war steil,
von ihm ging eine abschüssige Zu-
fahrt zur Brücke.

Hier stellten sie Wegweiser für
die Pferdeschlitten auf. Den motori-
sierten Einheiten standen sollmäßig
weder Pferde noch Bauernwagen
zu. Die Führung hielt das für unnö-
tig. Doch schon während der Offen-
sive von Orjol und dann später
beim Vormarsch schnappten sich
alle Batterien mal herrenlose, mal
erbeutete Pferde und bildeten mit
ihnen einen Hilfstroß. Die Führung
von so einem Troß hatte ein sach-
kundiger Feldwebel, der seiner Bat-
terie folgt und sie immer findet. Na-
türlich, die Zugmaschinen Allis-
Chalmers sind hervorragend, doch
mit ihnen gelangt man nicht überall
hin. Später, vor allem, als wir uns
Deutschland immer mehr näherten,
nahm man statt unserer mittelgro-

ßen Pferdchen die
starken deutschen
Lastpferde, richtige
Reckenpferde. Und
im Winter benutzte
man statt der Bau-
ernwagen Schlitten.
Wäre man ohne
Schlitten gewesen,

wie fürchterlich hätte man sich
dann von der Feuerstellung im
jungfräulichen Schneegelände zum
Beobachtungsstand abrackern müs-
sen!

Das Schneien ließ nach, es hatte
tüchtig geschneit. Der Schnee reicht
fast bis zum halben Stiefelschaft.
Auf den Geschützplanen sind
Schneemützchen gewachsen.

Ringsum keine Menschenseele.
Nirgendwo. Alles tot. Keinerlei Spu-
ren. 

Soweit im Laternenlicht zu erken-
nen war, fuhren wir über eine be-
pflanzte Straße, eine Art kleiner Al-
lee. Auch hier niemand. Wir
erreichten Schwenkitten. Fremdarti-
ge Gebäude. Alle Häuser dunkel,
nirgends Licht. Fortsetzung folgt

Ostpreußen 1945 – Der Nobelpreisträger be-
richtet in seiner autobiographischen Erzählung
„Schwenkitten ’45“ erstmals über seine Kriegs-
erfahrungen. Die Verteidigung der Heimat bei
Kursk im Sommer 1943 und der Vorstoß nach
Ostpreußen im Winter 1945 sind Thema dieser
deutschen Erstveröffentlichung. Alexander
Solschenizyn, im Zweiten Weltkrieg Komman-
deur einer Schallmeßbatterie, macht die Tap-
ferkeit der Soldaten, die Unfähigkeit der Polit-
chargen und die Not der Zivilbevölkerung zu
seinem Thema. Schicksalhafte Ereignisse für

Solschenizyn: Noch in Ostpreußen, kurz nach
den geschilderten Ereignissen, wurde er ver-
haftet und in die stalinistische Welt des Mas-
senterrors, in den „Archipel GULag“, depor-
tiert. Mit dieser Erzählung, die nun erstmals in
deutscher Sprache vorliegt, knüpft der Litera-
turnobelpreisträger an die großartige Prosa 
seines „Ein Tag im Leben des Iwan Denisso-
witsch“ an. Hier folgt nun Teil II, der bei Lan-
gen-Müller erschienenen Veröffentlichung
Solschenizyns, die seit Folge 46 in der Preu-
ßische Allgemeinen Zeitung abgedruckt wird.

Alexander Solschenizyn: Der 1918 geborene russische
Schriftsteller gilt als einer der glaubwürdigsten und un-
ermüdlichsten Kritiker der Menschenrechtsverletzungen
im ehemaligen Sowjetreich. Foto: Archiv

Alexander Solschenizyn: „Schwen-
kitten ’45“, Langen-Müller, München
2004, geb., 205 Seiten, 19.90 Euro

Nur widerwillig entschied man sich 
zum Abmarsch, wo doch die ostpreußischen

Nachtquartiere so verführerisch waren
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Alexander von Humboldt
nannte ihn seinen Lehrer
und Freund; Bruder Wilhelm

gar schrieb 1789 über Georg Forster:
„Denn nur sehr wenige haben gese-
hen, was er gesehen hat, und diese
wenigen, wie zum Beispiel sein Va-
ter, haben nicht das glückliche Ge-
nie, den philosophischen Geist.“ Die
Brüder Humboldt und Forster einte
das gemeinsame  Interesse – einmal
an der Naturwissenschaft, zum an-
deren an der Geisteswissenschaft –
mit dem Unterschied, daß Forster
beides in einer Person vereinigte.

Wer war dieser Mann, der heute in
der breiten Öffentlichkeit meist ver-
gessen ist, der  die Gelehrten jedoch
immer noch beschäftigt? So gibt es
in Kassel eine Georg-Forster-Gesell-
schaft, und 1991 wurde an der
Mainzer Universität eine „Georg-
Forster-Forschungsstelle für Ge-
schichte der Ethnologie und der Eu-
ropäisch-Überseeischen-Beziehun-
gen“ ins Leben gerufen. Im Goti-
schen Haus des Wörlitzer Parks,
Kreis Gräfenheinichen, findet sich
eine Sammlung von Gegenständen,
die Forster aus der Südsee mitge-
bracht hat, und eine Reihe seiner
Werkausgaben.

Johann Georg Forster wurde vor
250 Jahren am 27. November 1754 in
Hochzeit bei Danzig geboren. Im
Pfarrhaus Nassenhuben bei Danzig
wuchs er auf, dort unterrichtete ihn
sein Vater Reinhold, der vor 275 Jah-
ren, am 22. Oktober 1729, in Dir-
schau das Licht der Welt erblickte.

Die Kindheit Reinhold Forsters
war geprägt von der Strenge des Va-
ters, der ausschließlich Latein mit
dem Kind sprach und seine Frau an-
wies, mit dem Sohn nur polnisch zu
reden. Erst mit sechs Jahren lernte
der Sprachbegabte schließlich
Deutsch. Reinhold  besuchte die
Schule in Marienwerder und das Jo-
achimstalsche Gymnasium in Berlin.
Anschließend studierte er auf
Wunsch des Vaters in Halle Jura,
wechselte dann aber an die theolo-
gische Fakultät. 1753 erhielt Forster
die Pfarrstelle in Nassenhuben bei
Danzig. Dort setzte er seine natur-
wissenschaftlichen Studien (am

liebsten wäre er Arzt geworden) fort
und unterrichtete auch eingehend
seinen Sohn Georg in diesen Fä-
chern. Gemeinsam durchstreiften
sie die Umgebung der Weichselnie-
derung, als seien sie auf einer wis-
senschaftlichen Expedition in fern-
sten Ländern. Dorthin aber sollte es
sie erst einige Jahre später ziehen ...

1765 machten sich Reinhold und
Georg Forster auf nach Rußland. Der
Vater hatte das Angebot der Regie-
rung angenommen, die Lage der
deutschen Kolonisten an der unte-
ren Wolga zu untersuchen. Das Ge-
halt eines Pfarrers war knapp be-
messen damals, und die Familie
wuchs. An der Wolga sprach Forster
mit den Deutschen über ihre nicht
gerade rosige Situation, aber auch
die Wissenschaft kam nicht zu kurz:
„Überall wurden der Boden, die Ge-
wächse und Thiere der Gegenden,
nebst dem Clima und dessen Ein-
fluß auf Menschen, Thiere, Pflanzen
und Producte untersucht.“ Seine Be-
mühungen wurden jedoch nicht
ausreichend anerkannt, darüber
hinaus verlor er seine Pfarrstelle in
Nassenhuben, und so machte sich
Forster auf nach England. Auch dort
war der als starr- und eigensinnig
beschriebene Mann wirtschaftlich
nicht sehr erfolgreich, um so freudi-
ger stimmte er dem Ansinnen zu, Ja-
mes Cook auf seiner zweiten Reise
um die Welt als Naturwissenschaft-
ler zu begleiten. 

Sohn Georg kam mit, als die „Re-
solution“ am 13. Juli 1772 die Segel
setzte und es in Richtung Südsee
ging. Drei Jahre war man unterwegs,
um unter heute kaum vorstellbaren
Bedingungen, die weißen Flecke auf
der Landkarte mit Farbe zu füllen,
sprich, neue Länder und ihre Men-
schen zu erkunden. Resultat dieser
Reise: 270 neu entdeckte Pflanzen
und 241 Tiere: 13 Säuger, 139 Vögel,
acht Amphibien, 72 Fische und
neun Mollusken. Wieder aber mach-
te der Starrsinn Forster einen Strich
durch die Rechnung: Er überwarf
sich mit der Admiralität; es wurde
ihm verboten, seine Erkenntnisse zu
veröffentlichen. 1777 holte dies
Sohn Georg nach und legte in eng-
lischer Sprache seine Erfahrungen

und Erlebnisse dieser Fahrt unter
dem Titel „Reise um die Welt“ vor;
zwei Jahre später erschien die deut-
sche Übersetzung. Seitdem gilt 
Georg Forster als Begründer der 
wissenschaftlich-künstlerischen
Reisebeschreibung.

1778 wurde Georg als Professor
für Naturwissenschaften an das Ca-
rolineum in Kassel berufen, später
folgte er einem Ruf nach Wilna, von
wo er 1787 nach Deutschland zu-
rückkehrte. Forster wirkte fortan 
als kurfürstlicher Bibliothekar in
Mainz, bis er begann, sich politisch
zu engagieren. Als begeisterter An-
hänger der Französischen Revolu-
tion war Forster Vizepräsident im
rheinisch-deutschen Nationalkon-
vent und ging als dessen Deputierter
nach Paris, um die Vereinigung des
Rheinlandes mit Frankreich anzu-
bieten. Daraufhin wurde er in die
Reichsacht erklärt.

Georg Forster starb einsam und
verlassen am 10. Januar 1794 an den
Folgen eines Schlaganfalls in Paris.
Vater Reinhold wurde schließlich als
Professor für Naturgeschichte an die
Universität von Halle berufen; dort
starb er am 9. Dezember 1798.

Mit seinen Publikationen hat 
Georg Forster einen großen Einfluß
auf seine Zeitgenossen, aber auch
auf nachfolgende Generationen aus-
geübt. Goethe und Schiller schätzten
ihn gleichermaßen, mit dem Moh-
runger Johann Gottfried Herder
führte er einen regen, wenn auch
nicht immer übereinstimmenden
Briefwechsel. Es kam auch 1785 zu
einer ersten persönlichen Begeg-
nung in Weimar. Seinem Königsber-
ger Freund Hamann schrieb Herder:
„Uebrigens ist er ein gutherziges, ge-
lehrtes Männchen, der sich in den
meisten Wißenschaften selbst zu et-
was durchschlagen müßen, das ihm
denn viel Mühe gemacht hat.“ Nach
Forsters Tod war es Herder, der ihm
zwei literarische Denkmäler gesetzt
hat – ein mutiges Unternehmen,
denn schließlich galt Forster als Va-
terlandsverräter. In seinen „Briefen
zur Beförderung der Humanität“
würdigte Herder 1796 die wissen-
schaftliche Bedeutung Forsters für

die Zukunft. Und kurz vor seinem
Tod im Jahre 1803 schrieb er ein
Vorwort zur zweiten Auflage von
Forsters „Sakontala“, der Überset-
zung eines indischen Schauspiels
aus dem Englischen und neben sei-
nen „Ansichten vom Niederrhein“
ein ebenfalls bedeutendes Werk des
Gelehrten, dessen Wirken aufgrund
seiner Vielseitigkeit nicht in eine
Schublade gesteckt werden kann. 

Forster bezeichnete sich selbst
einmal als „inkonsequent und inkal-
kulabel“. Forscher sehen heute in
ihm einen „modernen Menschen“,
der „höchst zeitgemäß“ ist (Detlef
Rasmussen). Er selbst formulierte
einmal, was einen schöpferischen
Menschen bewege: „Dem wahren,
schöpferischen Geiste genügt es
nicht, alles bilden zu können, was
ihm einfällt; er will darstellen, was
anderen zu denken gibt und womit
sich ihre Phantasie vorzugsweise be-
schäftigt. Könnte man doch auch
unseren Dichterlingen so etwas be-
greiflich machen!“ 

Die Biographie Georg Forsters un-
ter dem Titel Ein Leben in Scherben,
die Ulrich Enzensberger 1996 für
Eichborn herausgab, ist jetzt bei dtv
als Taschenbuch erschienen (352
Seiten, 12,50 Euro). Der Autor zitiert
aus Tagebüchern und Briefen, so
daß ein lebendiges Bild vom kon-
fliktreichen Leben Forsters entsteht. 

Im Foyer des Botanischen Mu-
seums Berlin-Dahlem ist noch bis
Ende September 2005 das berühm-
te Gemälde zu sehen, das John Fran-
cis Rigaud von Vater und Sohn For-
ster schuf. Es zeigt die beiden
Forscher in Neuseeland. Das Dop-
pelporträt wurde 1780 in London
gefertigt und zunächst mit Tahiti in
Verbindung gebracht. Neuere For-
schungen haben jedoch ergeben,
daß die dargestellten Vögel und
Pflanzen aus Neuseeland stammen.
Im Berliner Museum sind neben
dem Gemälde, das eine Leihgabe
aus Privatbesitz ist, auch Teile des
gesammelten Pflanzenmaterials zu
sehen. �

Zwei bewegte Leben
Die Forscher Reinhold und Georg Forster / Von Silke OSMAN

Zwei Forscher in Neuseeland: Johann Reinhold und Georg Forster nach ei-
nem Gemälde von John Francis Rigaud

Kunst auf Reisen
Zu Ausstellungen in der Alten Nationalgalerie und in Dublin

Caspar David Friedrich: Zu den wohl bedeutendsten Darstellungen einer Hochgebirgsland-
schaft in der Romantik zählt dieses von Caspar David Friedrich 1824/25 geschaffene groß-
formatige Werk „Der Watzmann“, das noch bis zum 30. Januar im Mittelpunkt einer Aus-
stellung der Alten Nationalgalerie in Berlin steht. Anlaß der Ausstellung ist der glückliche
Umstand, daß dieses 1937 aus jüdischem Besitz für die Sammlung gekaufte und nun re-
stitutionspflichtige Gemälde von den Nachkommen des Vorbesitzers dank des Engage-
ments der DekaBank für die Alte Nationalgalerie zurückerworben werden konnte. Kon-
frontiert wird dieses Meisterwerk mit Arbeiten von Malern aus dem Dresdner Kreis um
Friedrich, um die unterschiedliche künstlerische Auffassung zu zeigen, aber auch um die
gemeinsame Begeisterung für das Hochgebirge deutlich zu machen. Der Pommer Frie-
drich hat die Alpen nie gesehen, er verwandte für „seinen Watzmann“ als Vorlage eige-
ne und fremde Skizzen aus dem Harz und dem Riesengebirge Foto: Museum

Aus der Not eine Tugend gemacht hat die
Alte Nationalgalerie in Berlin: Während

zwei große Sonderausstellungen in den Räu-
men der Romantik Platz beanspruchen, sind
die sonst dort gezeigten Werke auf Reisen ge-
schickt worden. Unter dem Titel „A German
Dream. Masterpieces of Romanticism from the
Nationalgalerie Berlin“ werden nahezu 60 Ge-
mälde der deutschen Romantik in der Natio-
nal Gallery of Ireland in Dublin präsentiert
(bis 30. Januar). Anlaß dieser Ausstellung ist
der 150. Gründungstag des Museums. Klassi-
sche Landschaften von Philipp Hackert und
Porträts von Anton Graff sind ebenso zu sehen
wie Werke von Karl Friedrich Schinkel, der
durch den englischen Landschaftsgarten stark
beeinflußt war, und natürlich Gemälde von
Caspar David Friedrich. „Über Blechens Rea-
lismus setzt sich der Rundgang fort zum Berli-
ner Biedermeier und zu den späten Romanti-
kern Dresdens, Düsseldorfs und Wiens“,
erläutert Bernhard Maaz, Kustos der Alten
Nationalgalerie und Kurator der Ausstellung,
die Schau, die einen Rundblick über „eine der
facettenreichsten Epochen deutscher Kunst-,
Literatur- und Geistesgeschichte vorstellt“.

Die Besucher der Alten Nationalgalerie
müssen jedoch in diesen Wochen nicht auf ih-
re Romantiker verzichten. Neben der Präsen-
tation von Friedrichs „Watzmann“ (siehe links)
sind in der Ausstellung „Wolkenbilder“ ver-
schiedene Werke zur „Entdeckung des Him-
mels“ zu sehen (bis 30. Januar). Die Ausstel-
lung, die zuvor in Hamburg gezeigt wurde (wir

berichteten) und später im Aargauer Kunst-
haus im schweizerischen Aarau zu sehen sein
wird, präsentiert Werke von Künstlern des Ba-
rock, der Romantik bis zur Moderne. Während
die Meister des Barock Wolken noch als Thro-
ne der Heiligen nutzten, sahen die Künstler
um die Wende zum 19. Jahrhundert die Him-
melserscheinungen plötzlich mit ganz ande-
ren Augen. Die Wolken wurden zum eigen-
ständigen Motiv, waren nicht mehr nur
Staffage. Die europaweite Begeisterung für
Wolken erfaßte so renommierte Maler wie
John Constable, William Turner, Friedrich
Dahl, Carl Blechen und Caspar David Fried-
rich. Die Künstler der Klassischen Moderne
wie Emil Nolde, August Strindberg, Ferdinand
Hodler und Piet Mondrian nutzten später das
Abstraktionspotential der Wolkenphänomene
für ihre Arbeiten. Die Berliner Ausstellung
zeigt die vielfältigen Aspekte im Spannungs-
feld zwischen Naturwissenschaft und Kunst.

Im Mittelgeschoß der Alten Nationalgalerie
ist eine weitere Ausstellung zu sehen, die be-
reits in Hamburg gezeigt wurde: „Im Garten
von Max Liebermann“ (bis 9. Januar). In im-
mer wieder neuen und faszinierenden Per-
spektiven hat Liebermann den Nutzgarten, die
Blumenterrasse mit dem Fischotterbrunnen
von August Gaul, die Gartenbänke und die
Heckengärten, den Birkenhain gemalt. Bis En-
de 2005 sollen die Villa am Wannsee und der
Garten vollständig rekonstruiert werden. Die
Ausstellung verstehen die Veranstalter auch
als Unterstützung dieses Projektes. hhsstt
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Vor einigen Tagen habe ich ei-
ne kleine Geschichte gelesen.
Sie erzählt von einem wun-

derbaren Garten, in den man durch
eine kleine Pforte hineingelangt.
Auf der gegenüberliegenden Seite
befindet sich ein großes Tor, durch
das alle Bewohner den Garten ein-
mal wieder verlassen müssen. Das
Ansehen des Tores verwandelt sich
je nachdem, wie die Menschen es
ansehen. Von einem Menschen wird
erzählt, daß er resigniert angesichts
der Tatsache, durch diese Tor hin-
durch den Garten doch wieder ver-
lassen zu müssen. Alle Freude am
Dasein hat er verloren. Pläne kann
er nicht fassen und am Ende ver-
schwindet er durch dieses Tor, das
für ihn dunkel und bedrohlich aus-
sieht. 

Ein anderer erkennt auch die
Kraft des Tores. Er verfällt in Hektik
und Raffgier, weil er in kurzer Zeit
ohne Rücksicht auf den Garten und
andere Bewohner soviel als möglich
mitnehmen möchte. Am Ende fällt
ihm alles aus den Händen, als er
durch das Tor muß, obwohl er sich
wehrt, und auch für ihn ist das Tor
düster und schwer. Ein dritter er-
kennt auch die Kraft des Tores. Aber
er bemerkt auch, wie sie ihn befä-
higt, als Helfer und Heilender in
diesem Garten zu leben, weil er sich
ihr nicht widersetzt. Als er nach lan-
ger Zeit am Tor anlangt, weiß er, daß
er hindurch muß. Weil er vorher
auch bemerkt hat, daß die Kraft-
quelle hinter dem Tor liegen muß,
geht er zwar traurig, aber in großer
Ruhe und gespannter Erwartung
durch das Tor, das sich für ihn leicht
und in herrlichen Farben öffnet.

Natürlich haben Sie, liebe Lese-
rinnen und Leser, bemerkt: Hier
wird die Geschichte unseres Lebens
interpretiert. Unsere Geburt bringt
uns in den Garten des Lebens,
durch das Tor gehen wir wieder hin-
aus, wenn wir sterben. Wie wir mit
dem Gedanken an Tod und Verlas-
sen umgehen, wirkt sich auf unser
Leben aus. Wer das Nachdenken

über Tod und Sterben in Pflegehei-
me und die Einzelzimmer von Kran-
kenhäusern verdrängt oder auf die
Friedhöfe im November, der muß
sich nicht beklagen, daß wir in die-
ser Welt lieblos und kalt miteinan-
der umgehen und über wichtige
Dinge des Lebens nicht ins Ge-
spräch kommen. Wem alles egal ist
auf dieser Welt, weil sowieso alles
einmal zu Ende ist, der kann Zerstö-
rung anrichten, ohne nach der
Schuld zu fragen. Wer Tod und Ster-
ben überlisten und das Leben im-
mer mehr verlängern möchte, der
wird am Ende nicht mehr sorgsam
mit dem Geschenk des Lebens um-
gehen können. Der dritte Mensch in
der Geschichte setzt sich mit dem
Ende auseinander auf eine Art und
Weise, die sein Leben sinnvoll und
erfüllt macht.

Ich lese diese Geschichte auch als
Christ und will sie so interpretieren:
Ich erfahre den Garten des Lebens
als ein Geschenk. Ich habe nichts
dazu beigetragen, um dort hineinzu-
kommen. Ich sehe das Tor, das die-
sen Garten abschließt, und erkenne,
daß es ein Teil des Gartens, meines
Lebens ist, auf den ich keinen Ein-
fluß habe. Anfang und Ende werden
mir gesetzt. Von der Kraft des Tores
glaube ich, daß sie Teil der Kraft ist,
die mich vom Beginn bis zum Ende
meines Aufenthaltes in diesem Gar-
ten auch umgibt, daß sie von Gott
kommt und größer ist als der Garten
mitsamt dem Tor. Das Tor ist der
Ausgang aus diesem Garten, aber es
trennt mich nicht von der Kraft Got-
tes, die mich leben und Liebe erfah-
ren läßt, die mich tröstet und er-
muntert und hoffen läßt.

Das weiß ich seit Ostern, seit
Christus als Mensch dieses Tor
durchschritten hat, aber nicht ent-
schwunden ist auf Nimmerwieder-
sehen. Gottes Kraft erwies sich als
stärker denn die unerbittlichen Flü-
gel des Tores. Sie hat dieses Tor
durchlässig gemacht und uns Hoff-
nung gegeben, daß auch hinter dem
Tor, außerhalb des Gartens, seine

Kraft uns hält und trägt, was auch
immer geschieht und wo wir dann
sind. Seitdem müssen Schwere und
Dunkelheit des Tores uns nicht er-
drücken und die Lebensfreude neh-
men. Seitdem hoffen und glauben
wir, daß wir hinter dem Tor der
Quelle der Kraft begegnen, die uns
jetzt schon leben läßt. Wir erkennen
den Garten des Lebens als Teil des
Ganzen, das seiner Vollendung ent-
gegengeht. Wir hoffen, daß wir dann
immer bei Gott sein werden. Die Bi-
bel erzählt davon in den schönsten
Bildern, die das Leben bereit hält:
vom Hochzeitsfest, von einer wun-
derbaren Stadt, von einem Leben
ohne Leid und Tränen.

Am Totensonntag denken wir an
die Menschen, die vor uns durch
das Tor gegangen sind, und die ent-
standenen Lücken werden uns
schmerzlich bewußt. Stärker als an
anderen Tagen des Jahres denken
wir daran, daß auch wir einmal
durch dieses Tor gehen werden. Das
läßt uns nach dem Sinn und Ziel un-
seres Lebens fragen. „Lehre uns be-
denken, daß wir sterben müssen,
auf daß wir klug werden“, heißt es
deshalb im Psalm 90.

Doch dieser Sonntag heißt auch
Ewigkeitssonntag. Neben die Trau-
rigkeit stellt er die Hoffnung auf
Gott, dessen Kraft stärker ist als
der Tod. Der Ewigkeitssonntag
läßt uns  das Tor als Durchgang se-
hen, läßt uns in Gedanken hin-
durchschauen auf das Dahinter.
Der Sonntag erzählt von der Kraft
Gottes, die uns die Traurigkeiten
und Verlassenheiten des Lebens,
die Unzulänglichkeiten dieses
Gartens tragen hilft. Er läßt uns
mit Paulus sagen: „Ich bin gewiß,
daß weder Tod noch Leben, weder
Engel noch Mächte noch 
Gewalten, weder Gegenwärtiges
noch Zukünftiges, weder Hohes
noch Tiefes noch eine andere Kre-
atur uns scheiden kann von der
Liebe Gottes, die in Jesus Christus
ist, unserm Herrn“ (Römer 8,
38–39). �

Der Schritt durchs Tor
Von Pastorin Reinhild GUHL, Berlin

November – während das Ka-
lenderjahr sich erst langsam
seinem Ende zuneigt, findet

das Kirchenjahr bereits seinen Ab-
schluß. Sowohl in dem einen wie
auch in dem anderen lenkt dieser
Monat unser Augenmerk auf das En-
de. Wir sehen im ausklingenden
Herbst, wie das Laub sich verfärbt,
wie alles grau und kahl wird, wie die
Tage immer kürzer und dunkler wer-
den und sich eine schleichende Kälte
breitmacht. Man gewinnt den Ein-
druck, das Leben würde vergehen.
Und so wird auch unsere Stimmung
nach dem warmen, sonnigen und fro-
hen Sommer immer ruhiger und stil-
ler, bei vielen auch traurig und ge-
dankenschwer.

Dazu tragen auch die Gedenktage
dieses Monats bei: Allerheiligen und
Allerseelen, der Volkstrauertag und
der letzte Sonntag im Kirchenjahr,
der Christkönigssonntag. Das, was
wir äußerlich in der Natur sehen,
vollziehen wir auch innerlich mit.
Wir werden in dieser Zeit an etwas
erinnert, was immer mehr aus der
Öffentlichkeit und dem Bewußtsein
verdrängt wird – an die eigene Ver-
gänglichkeit und das eigene Ende. In
unserer heutigen Zeit ist es unüblich
geworden, sich mit solchen „trauri-
gen“ Themen zu befassen. Man
spricht nicht über Krankheiten, Hin-
fälligkeit, das gebrechliche Alter und
schon gar nicht über den Tod. Man
spricht nicht mehr darüber und

braucht es auch gar nicht, weil man
diese Dinge heutzutage elegant lösen
kann. Der ältere Mensch, der mit der
Zeit der Hilfe und Pflege der Jünge-
ren bedarf, wird nicht mehr von den
eigenen Angehörigen versorgt und
betreut. Er wird abgegeben ins Al-
tersheim, ins Pflegeheim, ins Hospiz.
So soll das Ende erträglich und men-
schenwürdig gestaltet werden. In
Wahrheit aber werden die meisten äl-
teren Menschen in solche Institutio-
nen abgeschoben, weil man auf diese
Weise nicht mit ansehen muß, was
unweigerlich auf jeden Menschen, al-
so auch auf uns, zukommt. So ist es
gut, in dieser Zeit den Blick einmal
ganz bewußt auf das Ende und was
damit verbunden ist auszurichten.

Für Menschen, die ohne Glauben
leben, geht das Leben mit dem Tod
unweigerlich zu Ende. Das einzige
was bleibt ist die Erinnerung in den
Herzen der Hinterbliebenen. Für uns
Glaubende aber ist der Moment des
Scheidens von dieser Welt viel mehr.
Es ist der Übergang in eine neue
Wirklichkeit, das Leben findet nicht
ein Ende, sondern sein Ziel. Am Fest
Allerheiligen haben wir dieses Ziel
vor Augen. Wir gedenken der unge-
zählten Menschen, die diese Schwel-
le in das neue Lebens schon über-
schritten haben und nun bei Gott
angekommen sind. Dabei handelt es
sich um Menschen, die so wie wir auf
dieser Welt gelebt haben, die sich
aber in ihrem Leben ganz Gott zuge-

wandt und versucht haben, seinem
Willen entsprechend zu leben. Darin
haben sie einen solch hohen Grad er-
reicht, daß wir sie als Heilige be-
zeichnen. Die Kirche schenkt uns
diese Heiligen als Vorbilder, denn je-
der von uns ist ja zur Heiligkeit beru-
fen. Die vielen Menschen, die in den
letzten Jahren von Papst Johannes
Paul II. selig- und heiliggesprochen
wurden und die oftmals in der neue-
ren Zeit gelebt haben, machen uns
bewußt, daß Heiligkeit nichts ist, das
der fernen Vergangenheit angehört.
Auch müssen es nicht immer heraus-
ragende Persönlichkeiten sein, son-
dern meistens sind es ganz einfache
Menschen, die irgendwo ruhig und
bescheiden ihr Leben für Gott und
den Nächsten gelebt haben. Für uns
sind diese Heiligen heute Fürspre-
cher bei Gott und zugleich ein Weg-
weiser zu dem Ziel, zu dem auch un-
ser Lebensweg führen soll.

Doch nicht jeder Mensch schafft
es, so zu leben, daß er bei seinem To-
de sofort von Gott in den Himmel
aufgenommen wird. Die meisten von
uns sterben mit Schuld beladen, die
erst abgebüßt werden muß. Den Ort,
an dem das geschieht, nennen wir Fe-
gefeuer. Es ist sozusagen die letzte
Etappe vor dem Ziel. Am Allersee-
lentag beten wir besonders für diese
Menschen. Sie selbst können sich
schon nicht mehr helfen, können nun
nicht mehr umkehren zu Gott hin.
Aber wir können Gott mit unserem

Gebet bitten, ihnen ein barmherziger
Richter zu sein und sie aufzunehmen
in sein himmlisches Reich. Denn
auch wir kommen sicherlich einmal
an jenen Ort und wünschen uns
dann Menschen, die für uns zu Gott
beten werden.

Wie und wann wir von dieser Welt
scheiden müssen, weiß keiner von
uns. Das kann im Alter, aber auch
schon in der Jugend sein. Das kann
langsam gehen oder auch ganz plötz-
lich über uns kommen. Es muß nicht
immer sein, daß der Mensch genug
Zeit hat, um sich auf seinen Tod vor-
zubereiten. Wenn wir am Volkstrau-
ertag der Gefallenen und der Opfer
des Krieges gedenken, die ihr Leben
für unsere Heimat geopfert haben,
dann macht uns das bewußt, wie
schnell der Tod auch über uns kom-
men kann. Gerade so ein Tod durch
Krieg oder Unglück läßt uns fragen,
welchen Sinn denn so ein Tod habe.
Für den Betroffenen sicherlich kei-
nen, aber wir werden gemahnt unser
Leben so zu führen, daß wir jederzeit
bereit sind, vor das Angesicht Gottes
treten zu können. Es ist ein Aufruf für
die Lebenden zur Umkehr und zum
Guten, zur Versöhnung und zum Frie-
den.

Trotz allem ist es für uns Men-
schen schwer, das Leiden und den
Tod zu begreifen und zu akzeptieren.
Wir fühlen uns demgegenüber
schwach, unvollkommen und hilflos.

Darum zeigt uns der letzte Sonntag
im Jahreskreis Jesus Christus als den
König, als den Herrn von Himmel
und Erde. Nicht der Mensch hat das
Sagen, nicht ein Mensch wird das
letzte Wort über einen anderen Men-
schen sprechen, sondern Christus.
Er ist der wahre Herrscher, ihm ist
alles unterstellt: das Leben, aber
auch der Tod. Durch sein eigenes
Leiden und seinen Tod am Kreuz
weiß er, was das für uns Menschen
bedeutet. Darum schenkt er uns die
Hoffnung, daß wir mit dem Tod
nichts verlieren, daß wir nichts zu-
rücklassen. Er wird vollenden, was
wir unvollendet gelassen haben, und
er wird gut machen, was wir falsch
gemacht haben. Derjenige, der den
Tod besiegt hat, ruft uns zum Leben,
er schenkt unserem Weg ein Ziel,
den Platz, den er für uns bereitet hat
im Hause Seines Vaters. 

So wollen wir uns nicht anstecken
lassen von der trüben Stimmung des
Novembers. Es geht alles nur ver-
meintlich einem Ende entgegen. Wie
nach dem Winter auch wieder ein
Frühjahr kommt, so sicher kommt
nach dem Tod auch wieder das Le-
ben. Denn wir haben einen Gott, der
von sich selbst sagt: „Ich bin die Auf-
erstehung und das Leben. Wer an
mich glaubt, wird leben, auch wenn
er stirbt, und jeder, der lebt und an
mich glaubt, wird auf ewig nicht ster-
ben.“ An diese Worte müssen wir nur
mit ganzem Herzen glauben. �

Nicht ein Ende, sondern ein Ziel
Von Kaplan André SCHMEIER, Allenstein

Maria als Gottesmutter und Ordenspatronin: Um 1400 werden der
Heiligen im Deutschordensland Preußen besondere Kunstwerke gewid-
met. Die preußischen Schreinmadonnen rücken die Ordenspatronin ins
Zentrum der Verehrung. Nur sechs dieser Meisterwerke aus Holz haben
die Zeit überdauert. Eines von ihnen ist im Ostpreußischen Landesmu-
seum in Lüneburg zu sehen. Sie ist mit 1,32 Metern Höhe nicht nur die
größte, sondern mit ihrem Lächeln und dem verspielt wirkenden Jesus-
kind auch die schönste der sechs Schreinmadonnen, die bis heute er-
halten sind. In der Mantelinnenseite erbitten 48 Schutzflehende den
Beistand der Gottesmutter. 

Ursprünglich für die Kapelle der Deutschordensburg in Elbing be-
stimmt, findet sich die Schreinmadonna nach 1500 im Hochaltar der
Dominikaner-Klosterkirche wieder. 1525 wird diese zur evangelischen
Hauptkirche St. Marien in Elbing. Die Odyssee der Schreinmadonna be-
ginnt mit der Kriegszerstörung der Stadt Elbing. Ausgelagert in einem
thüringischen Salzschacht, gelangt sie auf die Scheune eines Bauern und
1948 in die katholische Kirche in Vacha. Erst in den 1990er Jahren wird
ihre Identität offenbar. Als Dauerleihgabe der Union Evangelischer Kir-
chen in der EKD zeigt die Schreinmadonna ihre ganze Schönheit heute
im Ostpreußischen Landesmuseum.

Besucher können in Lüneburg das Original bewundern und seit kur-
zem auch eine Kunstpostkarte (0,60 Euro) von der Schreinmadonna mit
nach Hause nehmen. Die finanziellen Mittel für die Herstellung brachten
der Verein „Freunde des Ostpreußischen Landes- und Jagdmuseums“ so-
wie der aus Preußisch Holland stammende ehrenamtliche Museums-
mitarbeiter Gerhard Thies auf. OOLL
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In Würde altern
Die Generationen müssen wieder mehr aufeinander zugehen

Das Wartezimmer beim prakti-
schen Arzt war wie immer

proppenvoll. Kein Wunder, eine
Grippewelle war im Anrollen, las
man in der Zeitung. Männer und
Frauen waren am Schniefen, kämpf-
ten meist erfolglos gegen einen Hu-
stenreiz an und hatten fiebrig glän-
zende Augen. Ein Kind quengelte,
wollte nach Hause. Da half auch kei-
ne Ablenkung durch ein zerfledder-
tes Kinderbuch mit lustigen, bunten
Illustrationen. 

Die alte Dame wirkte wie ein ru-
hender Pol in all dem Gewusel. Sie
hatte sich in eine Ecke zurückgezo-
gen und beugte ihren weißhaarigen
Kopf tief über eine Illustrierte. Auf-
merksam betrachtete sie die bunten
Bilder, als sie aber zum Text kam,
nahm sie kurzerhand eine Lupe aus
der Tasche. Eine jüngere Frau, die
neben ihr saß, meinte: „Das ist ja
toll. Eine Lupe ... ich kann das Klein-
gedruckte auch nicht mehr mühelos
entziffern ... vor allem auf den
Waschzetteln der Medikamente und
in den Telefonbüchern ... entsetz-
lich.“ Die Weißhaarige nickte und
lächelte. „Ja, mit zunehmendem Al-
ter werden die Augen immer
schlechter. Mit 70 konnte ich noch
ganz gut lesen. Aber jetzt mit 94 ...“

Die Patienten im Wartezimmer
waren urplötzlich still geworden
und hatten der alten Dame zuge-
hört. Einige schüttelten verwundert
die Köpfe: 94 Jahre, du meine Güte! 

Die Weißhaarige blickte auf und
schmunzelte. „Doch“, meinte sie, als
sie das Erstaunen in den Blicken der
anderen sah, „ich bin tatsächlich so
alt. Aber ich habe mein Leben lang
gearbeitet, und es hat mir Spaß ge-
macht. Ich bin viel geschwommen –
bis vor einigen Jahren, habe viel
Sport getrieben ... Manchmal denke
ich aber, es ist ein Wunder, daß ich
noch da bin ... Nun wollen sie mich
in ein Altersheim stecken, aber ich
habe mich gewehrt. Ich schaffe mei-
nen Haushalt noch ganz gut allein.

Ich koche jeden Tag etwas für mich,
und beim Einkaufen hilft mir mein
junger Nachbar. Er ist 60 und noch
gut beieinander. Der Doktor sagt
auch, daß mein Gedächtnis noch gut
arbeitet. Und das ist doch viel. Si-
cher, die Knochen tun manchmal
weh und es geht alles nicht mehr so
schnell wie früher. Und wenn es mal
soweit ist, dann will ich still ein-
schlafen. Aber das hat man ja nicht
selbst in der Hand. Bis dahin aber
will ich mein Leben selbst bestim-
men.“ 

„Der Nächste bitte!“ klang es aus
dem Lautsprecher, und die alte Da-

me erhob sich. Ein wenig gebeugt
ging sie durch das Wartezimmer, lä-
chelte und wünschte allen einen gu-
ten Tag und vor allem gute Besse-
rung. Auf einmal war die Stimmung
im Wartezimmer wie ausgewechselt.
Aus Moll war Dur geworden ...

In Würde altern – wer mag sich
das nicht wünschen. Seinen Weg
selbst bestimmen – welch ein
Traum. Doch nicht immer ist es ei-
nem gegeben, diesen Traum zu er-
füllen. Krankheit und Gebrechlich-
keit machen oft einen Strich durch
diese Rechnung. Bei der Entwick-
lung der Bevölkerungspyramide – es
gibt immer mehr alte Menschen,
junge wachsen kaum nach – ist die
Gesellschaft, ist jeder einzelne mehr
denn je gefordert, und das nicht nur
in finanzieller Hinsicht. 

Die Generationen müssen wieder
mehr aufeinander zugehen, einan-
der zuhören und respektieren. Heu-
te schon profitieren junge Men-
schen vom Senior Experten Service,
bei dem Ruheständler ihr Wissen an
jüngere weiter vermitteln, und auch
vom sogenannten „Oma-Hilfs-
dienst“, den es bereits in vielen gro-
ßen Städten gibt und der einspringt,
wenn Not am Mann ist. Ein Schritt
in die richtige Richtung. Wenn die
Generationen einander respektie-
ren, dann wird Alter auch nicht
mehr als Last empfunden, sondern
als Bereicherung für beide Teile.

HHeellggaa SStteeiinnbbeerrgg

Das Leben bis zum 
Ende selbst bestimmen –

nur ein Traum?

Einsamkeit und Langeweile sind
heute die Kennzeichen unserer

Jugend“, erkannte der Berliner Al-
tersforscher Paul Baltes und wider-
sprach somit einem Vorurteil, daß
Senioren nichts mit ihrer Zeit anzu-
fangen wüßten. Die alten Menschen
von heute sind aktiv; sie treiben
Sport, studieren sogar an der Uni-
versität oder helfen jungen beim
Aufbau einer Existenz. Was aber ist
überhaupt alt? Liest man die Stel-
lenanzeigen, dann kann man zu der
Überzeugung gelangen, mit 40 plus
schon zum alten Eisen zu gehören.
Für Doris Märtin ist man mit 40
allerdings Mittendrin im Leben, wie
der Titel ihres neuen Buchs mit Ge-
brauchsanweisungen für die besten
Jahre (dtv, 200 Seiten, 12 Euro) lau-
tet. Mit viel Humor zeigt die Autorin
die Chancen, aber auch die Krisen
auf, die Menschen in der Lebens-
mitte ereilen. Ein Buch, das Spaß
macht und hilft, älter zu werden, oh-
ne alt zu sein.

Alter spielt auch für die elf promi-
menten Frauen keine Rolle, die sich
im Auftrag der Modefirma „Fran-
kenwälder“ Gedanken gemacht ha-
ben, wie es sich lebt, wenn man die
magische Grenze von 50 Jahren
überschritten hat. Entstanden ist ein
Buch mit Lebensweisheiten und Le-
bensgeschichten: HHeeuuttee wweeiißß iicchh,,
wwaass iicchh wwiillll –– FFrraauueenn üübbeerr 5500 eerr--
zzäähhlleenn (Egmont vgs, Köln, 222 Sei-
ten, geb. mit Schutzumschlag, 14,90
Euro). Den einzelnen Texten voran-

gestellt ist ein kurzer Lebenslauf
und ein aktuelles Foto, so daß man
sich ein Bild machen kann von Sy-
bille Beckenbauer, Katja Ebstein,
Gabriele Krone-Schmalz, Christiane
Krüger, Marlies Möller oder Gila
von Weitershausen. Frisch und frei
von der Leber weg beschreiben die-
se Frauen, wie sie wurden, was sie
heute sind. In ihren Gefühlen und
Reaktionen unterscheiden sie sich
nicht von Frauen wie du und ich. 50
– na und?, sagen sie sich und stellen
fest, daß sie ruhiger und gelassener
geworden sind, wenn auch nicht
weniger neugierig auf das Leben. ooss

Neugierig geblieben
Zwei Bücher über die Lebensmitte

Wissen macht Spaß
Gute Idee: Kinder-Unis beantworten Schülern Fragen zu allen Lebensbereichen

Die Pisa-Studie hat allseits die Ge-
müter erregt. Die Ergebnisse

dieser von der OECD ins Leben ge-
rufenen Untersuchung zur Frage, wie
15jährige Schüler auf die Herausfor-
derungen der Zukunft reagieren, wa-
ren für Deutschland erschreckend.
So dumm kann der Nachwuchs doch
nicht sein. Eltern und Lehrer mach-
ten sich gegenseitig Vorwürfe, viele
Schüler taten es mit einem Achsel-
zucken ab. Um so erfreulicher ist ein
vor zwei Jahren ins Leben gerufenes
Projekt der Universität Tübingen.
Gemeinsam mit dem Schwäbischen
Tageblatt trommelte man Kinder
zwischen acht und zwölf Jahren zu-
sammen, um ihnen ein ganz beson-
deres Bildungsangebot vorzustellen:
die Kinder-Uni. „Wie die Großen“
sollten die Kinder in der Universität
Professoren und Dozenten zuhören,
die ihnen kindgerecht schwierige
Fragen beantworten sollten.

Die erste Vorlesung war ein voller
Erfolg: Etwa 400 Mädchen und Jun-
gen waren – freiwillig – gekommen,
um zu erfahren, wie Vulkane funktio-
nieren. Aufmerksam lauschten sie
den Ausführungen des Professors,
der offensichtlich auch den richtigen
Ton fand, die Kinder zu fesseln.

Erwachsene waren (und sind)
nicht erwünscht bei diesen Vorlesun-
gen. Alle Plätze sollen für die Kinder
reserviert sein. Die Teilnahme ist ko-
stenlos, und wie bei der „großen“
Uni gibt es auch Studentenausweise
und zum Abschluß auch Scheine, die
allerdings nicht benotet werden.

Dozenten und Professoren arbei-
ten unentgeltlich und haben großen
Spaß dabei. Eberhard Schaich, Rek-
tor der Universität Tübingen, sieht
den Sinn solcher Veranstaltungen
auch darin, zu „erkunden, was die
jungen Menschen wirklich interes-
siert“. Schaich: „Uns an der Univer-
sität können dabei durchaus die Au-
gen geöffnet werden, wenn wir
dieses Interesse mit unseren eigenen
Erwartungen an die Kinder verglei-

chen. Ich halte es für sehr wichtig,
daß auch die Schulkinder die Uni-
versität als offene Institution erleben
können, mit der man reden kann.“
Auch hoffe er, bei Kindern den Ein-
druck zu festigen, „daß die Leute an
der Universität durchaus vernünftige
Menschen sind“.

Das Tübinger Modell machte
schnell Schule. Die erste Kinder-Uni
nach diesem Vorbild wurde auf der
Insel Fehmarn (!) eröffnet, wenige
Wochen später folgte eine „Außen-
stelle“ in Rom. Zwei Tübinger Wis-
senschaftler hiel-
ten vor rund 150
Kindern der 8.
Klassenstufe an
der Scuola Media
Statale Luigi Set-
tembrini Vorle-
sungen in italieni-
scher Sprache.
Gebannt verfolg-
ten die Schüler
die Ausführungen
über Mathematik
und Informatik.
„Man hätte keinen
Flügelschlag ei-
ner Mücke hören
können“, schrieb
der Corriere be-
geistert.

Im Sommer
2003 schließlich
folgte die Grün-
dung der Kinder-
Uni in Wien, wei-
tere in Österreich,
der Schweiz und
in Deutschland
folgten. Mittlerweile sind es in
Deutschland mehr als 50 Universitä-
ten, die sich dem Tübinger Modell
angeschlossen haben. – Mit unter-
schiedlichen Erfahrungen allerdings.
Waren die Kinder oder  besser die
Massen anfangs noch überschaubar
und somit auch dirigierbar, gibt es
heute auch Veranstaltungen, die bis
zum Bersten gefüllt sind. So gab es in
Frankfurt am Main einen Vortrag, zu

dem 3.500 Kinder kamen – unmög-
lich, auf diese Weise Wissen zu ver-
mitteln. Auch an der Berliner Hum-
boldt-Universität hatte der Professor
Mühe, rund 1.000 temperamentvolle
Schüler zu informieren. Dabei war
die Fragestellung durchaus interes-
sant: „Warum wollen wir eigentlich
etwas wissen?“ hieß es. Und diese
Frage nahmen sich besonders Wiß-
begierige zu Herzen, umringten den
Professor noch nach der Vorlesung,
um ihn mit Fragen zu löchern. Ein
weiser Knirps war so sehr gefangen
von der Problematik, daß er meinte:

„Weiß der Mensch überhaupt et-
was?“

Wissen macht Spaß, das ist die De-
vise der Kinder-Unis. Für die Veran-
stalter gibt es zwar keine gültigen
Richtlinien, doch haben sich bundes-
weit Erfahrungen gefestigt. Eine an-
sprechende Fragestellung soll die Zu-
hörer einstimmen auf das Folgende.
Und das scheint den Universitäten

landauf, landab zu gelingen. Da fragt
man zum Beispiel an der 
Rheinischen Friedrich-Wilhelms-
Universität in Bonn „Warum haben
nicht alle die gleiche Religion?“ 
(31. Januar 2005) oder „Warum klingt
eine Blockflöte anders als eine Gei-
ge?“ (21. Februar), in Wismar erfährt
man etwas über das Trinkwasser und
von der langen Reise eines Wasser-
tropfens (26. November), an der
Eberhard-Karls-Universität in Han-
nover fragt man „Was ist Elektrizität?“
(14. Dezember), in München an der
Ludwig-Maximilians-Universität

„Warum werden wir krank? Warum
müssen wir sterben?“ (27. November)
oder „Blödmann! Dumme Ziege! –
Warum streiten wir?“ (15. Januar) und
„Warum uns der Himmel nicht auf
den Kopf fällt?“ (29. Januar). Kinder
erwarten Antworten auf diese Fragen,
Antworten, die sie zufriedenstellen,
denn kaum ein Auditorium ist so kri-
tisch wie Heranwachsende. Sie sollen
nicht enttäuscht werden. SS.. OOssmmaann

Der November, ein meist trüber
Monat, ist eine Zeit des beson-

deren Totengedenkens. Eine Zeit, die
oft traurig stimmt und die an die Ver-
luste erinnert, die man im Lauf der
Jahre hat hinnehmen müssen. Kaum
einer, der sich nicht schon Gedanken
über den Tod gemacht hat. Dichter
und Denker sind da nicht ausgenom-
men. Wilhelm v. Humboldt schrieb
einmal tröstend an eine Freundin:
„Der Tod ist kein Abschnitt des Da-
seins, sondern nur ein Zwischener-
eignis, ein Übergang aus einer Form
des endlichen Wesens in eine ande-
re.“ Und Leo Tolstoi notierte 1892 in
seinem Tagebuch: „Der Tod ist Über-
gang zu neuer, noch nie gekannter,
völlig neuer, anderer, größerer Freu-
de.“ 

Viele Menschen empfinden den
Tod als eine Art Erlösung von schwe-
ren Leiden, von der drückenden Last
des Alters. Sogar Albert Einstein
hielt in seiner Schrift „Über den
Frieden“ fest: „Der Tod eines vom Al-
ter Gebeugten ist eine Erlösung für
ihn; ich kann es lebhaft fühlen, weil
ich selber alt geworden bin, und den
Tod empfinde ich wie eine alte
Schuld, die man endlich entrichtet.“

Immer ist es die Hoffnung auf ein
Weiterleben nach dem Tod, die gläu-
bige Menschen aufrichtet. „Es hat
wohl niemals eine rechtschaffene
Seele gelebt“, so Immanuel Kant,
„welche den Gedanken hätte ertra-
gen können, daß mit dem Tode alles
zu Ende sei, und deren edle Gesin-
nung sich nicht zur Hoffnung der
Zukunft erhoben hätte.“ Es sind oft
die letzten Stunden eines Menschen,
die letzten Worte, die über seine Lip-
pen kamen, die heute noch interes-
sieren. Als Kant vor 200 Jahren starb,
soll er, wenn auch undeutlich, so
doch verständlich, geflüstert haben:
„Es ist gut.“ Ob der große Philosoph
damit sein Leben und sein Sterben
meinte, oder schlicht seinem Freund
Wasianski mitteilen wollte, daß das
ihm gereichte Getränk gut ge-
schmeckt habe, mag dahingestellt
sein. Kant aber lebt fort in seinem
Werk. SSiiSS

Aufmerksames Auditorium: Der Nachwuchs macht begeistert mit bei den Vorlesungen der Kin-
der-Uni Foto: David Haas / Universität Tübingen

»Es ist gut«
Gedanken im November
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Die Rechtschreibreform ist eine Frage der Macht

Von den zahlreichen an uns ge-
richteten Leserbriefen können wir
nur wenige, und diese oft nur in
sinnwahrend gekürzten Auszü-
gen, veröffentlichen. Die Leser-
briefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der Meinung der Redaktion zu
decken braucht. Anonyme oder
anonym bleiben wollende Zu-
schriften werden nicht berück-
sichtigt.

Nichtwähler sind Systemkritiker
Betr.: Neue Rechtschreibung

Die sogenannte „neue Recht-
schreibung“ ist eine ganz und gar
linke Angelegenheit, bei der sich
ideologiebesessene Systemverände-
rer ausgetobt haben.

Es ist geradezu charakteristisch,
daß die meisten ihrer Befürworter
selbst weder die alten noch die
neuen Regeln der Rechtschreibung
richtig beherrschen; aber darum
geht es primär auch gar nicht.
Vielmehr steht für sie die späte
Abrechnung mit dem „Klassen-
feind“, einem ungeliebten Pauker
aus der eigenen Schulzeit im
Vordergrund, an dem nun insge-
heim „Rache“ für die vermeint-
lichen früheren Schmähungen
und Demütigungen in Form jetzt
bewußt und willkürlich geänderter
Regeln geübt wird.

Damit geht es für die Befürworter
gar nicht in erster Linie um Inhalte,
und sie weichen daher – wie bei
Ideologen üblich – Sachdiskussio-
nen um diese Thematik konsequent
aus. Hauptsache für sie ist, es wird
„anders“ geschrieben, erkennbar am
Geßler-, Verzeihung: Gesslerhut ss
statt ß, an dessen Nichtbeachtung
man zugleich den „Abtrünnigen“,
den Konterrevolutionär, den Gestri-
gen, den Klassenfeind wiederer-
kennt. Genau dahinter steckt der
Kern des ideologischen Machtan-
spruchs und damit das eigentliche
Stückchen „Revolution“. 

Also nicht nur eine Schreibmode,
zum Zweck der Erkennung Gleich-
gesinnter und zur Abgrenzung
gegenüber „anderen“? Nein, ein ge-
radezu totalitärer kultureller Macht-
anspruch mit dem Ziel der geistigen
Versklavung Andersdenkender. Ein-

griffe in die Sprache waren bei Dik-
tatoren schon immer beliebt!

Deshalb wird diese „Reform“ auch
so verbissen von ihren Befürwortern
verteidigt, denn es geht für sie um
ihren Machtanspruch, ihr Ego und
ihre revolutionäre Identität, die das
„Gestrige“ ablehnt und auszugren-
zen trachtet. Damit erübrigt sich zu-
gleich jede Diskussion um Inhalte.

Angesichts solch zentralen Ein-
griffs in die allgegenwärtigen
Schriftsprachregeln kann sich zu-
gleich jeder Möchtegern-Revoluzzer
eines gewaltigen Achtungserfolges
sicher sein. Was will er mehr, um
das System nach seinem Gusto zu
verändern? Sokrates sagte: „Verän-
dere nur einen Ton der Tonleiter,
und dies ist bereits eine Revolution
...“! Hans-Eckehard Bohl, 

Kempten

Betr.: „Der Sieg der Verlierer“ (Fol-
ge 39)

Ergänzend möchte ich noch hin-
zufügen, daß die 45 Prozent der
Nichtwähler völlig tabuisiert wer-
den. Das ist von 100 Prozent die
Mehrheit, wenn 55 Prozent reell un-
ter den Parteien aufgeteilt werden.
Ein Politikwissenschaftler hat deut-
lich zum Ausdruck gebracht, warum
das so ist, hier sein Kommentar:
„Die Nichtwähler fallen viel mehr
ins Gewicht, sie sind weder Politik-
noch Politikerverdrossene, sondern
schlicht und einfach Systemkriti-

ker.“ Dem stimme ich voll und ganz
zu. Abgehoben, schon fast fanatisch,
zählen nur noch Meinungen und
Ziele der Etablierten, daher wird
auch unter Ausschluß der Öffent-
lichkeit, über unsere Köpfe hinweg
Politik gemacht. Keine öffentliche
Debatten mehr über das eine oder
andere Anstehende; es gibt sogar
Ressorts, die ohne weiteres stillge-
legt werden könnten, zum Beispiel
Verbraucherschutz. Ich weiß gar
nicht, wer oder was geschützt wer-
den soll, zumal Brüssel bereits das
Sagen hat.

Margot Mahner, Bremen

Kinder haben ein Recht auf Förderung
Betr.: „Sozialistische Mottenkiste“
(Folge 39)

Wenn man nicht weiter weiß, hilft
vielleicht ein Blick in die sozialisti-
sche Mottenkiste. Aber der hilft unse-
ren Schülerinnen und Schülern
nicht. Und das müßten eigentlich alle
Lehrer wissen und erfahren haben. 

Alle Begabungen und Persönlich-
keiten in eine Klasse zu sperren ist
in meinen Augen ein Verbrechen,
schädlich den Schülern wie den
Lehrern. Jedes Kind hat das Recht
auf eine optimale Förderung seiner
Möglichkeiten. Das ist in einer Ein-
heitsschule völlig ausgeschlossen,
kann man doch nicht jedem Schüler
einen Privatlehrer zur Seite stellen.

Ganztagsschulen sind leider nötig,
weil arbeitende Eltern ihre Kinder
unterbringen müssen. Nur segens-
reich sind sie nicht. Aber sie sind
natürlich besser als alleingelassene
Kinder.

Wenn man endlich mehr Geld in
unsere Schulen investieren will,
dann sollte man dafür sorgen, daß
die ausländischen Kinder, die man
in unser Land aufgenommen hat,
auch die notwendige Bildung er-
fahren, damit sie gleiche Chancen
wie deutsche haben und nicht Teil
einer kriminellen, arbeitsscheuen
und perspektivlosen Unterschicht
werden.

Valentin Steinberger, 
Magdeburg

Politisches Alltagsgeschäft aus den Augen verloren

So sieht also ein Spießer aus!
Betr.: „Ein Preis gegen Österreich“
(Folge 42)

Mancher, der sich ein Buch von
Frau Jelinek angeschafft hat, der hat
es nur in den Bücherschrank ge-
stellt, um seinen Besuchern zu be-
weisen, daß er zum Bildungsbürger-
tum und der Gemeinschaft der
Gutmenschen gehört. Ich saß gerade
im Auto und hörte Radio, als mich
das große Ereignis erreichte, daß die
immerhin deutschsprachige Autorin
mit dem Nobelpreis ausgezeichnet
worden ist. Dort wurde berichtet, sie
habe sich politisch positioniert.
Weiter war davon die Rede, daß sie
(mutig, mutig) der Gesellschaft den

Spiegel vorhalten würde. Am
Widerstand gegen Hitler war sie
durch die späte Geburt gehindert.
Als Ersatz dafür diente ihr nun Jörg
Haider. 

Schließlich wurde darüber disku-
tiert, ob die von Frau Jelinek verfaß-
te Literatur vielleicht als pornogra-
phisch angesehen werden könne.
Natürlich nicht, gab die Moderato-
rin zur Antwort, das sei nämlich
Anti-Pornographie. Wem das nicht
paßt, der sei ein Spießer. Angewi-
dert drehte meine Hand das Radio
aus. Ich sah in den Spiegel: So also
sieht ein Spießer aus! Klaus Gröbig,

Berlin

Nachts Brandwache gehalten
Betr.: „Als der rote Terror
Deutschland erreichte“ (Folge 42)

In diesem wohl informativen Arti-
kel gibt Pater L. Groppe an, daß es
im Gegensatz zu West- und Mittel-
deutschland in Ostpreußen „... bis
zu den verheerenden Terrorangrif-
fen auf Königsberg im August (1944)
keine Bombenangriffe“ gab.

Russische Bombenangriffe setz-
ten aber bald nach Beginn des Ruß-
landfeldzuges am 22. Juni 1941 in
Königsberg ein. Nach diesen An-
griffen in der Nacht brauchte die
Schülerschaft erst zwei Unter-
richtsstunden später in die Schule
zu kommen. Bei dem ersten Bom-
benhagel kam eine Lehrerin der

Königin-Luise-Schule ums Leben,
und bei einem Luftangriff im Früh-
sommer 1944 brannte die Aula die-
ser Schule aus. Die Ausbreitung der
Flammen hätte verhindert werden
können, wenn Menschen sofort
nachts das Feuer eingedämmt hät-
ten. So bat der Schuldirektor, Dr.
Roß, vor den Sommerferien die
Schülerinnen, nachts in der Schule
Brandwache zu halten. Auch ich
habe mit Klassenkameradinnen
nachts in der Schule Brandwache
ausgeübt. Bei dem großen Terror-
angriff vom 29./30. August 1944
wurde dann die gesamte Innenein-
richtung der Schule völlig vernich-
tet.

Brunhild Roschanski, 
Münster

Betr.: „Jämmerlich eingeknickt“
(Folge 43)

Wer hätte das erwartet. Die
CDU/CSU fühlten sich vor wenigen
Wochen so sicher, die nächste
Bundestagswahl zu gewinnen und
den Bundeskanzler oder die Kanzle-
rin zu stellen. Selbst eine vorgezogene
Machtübernahme wurde nicht mehr
ausgeschlossen. Das grandiose Wahl-
ergebnis in Niedersachsen und das
erfolgreiche Abschneiden in Ham-
burg ließen die Granden der Partei in

Euphorie verfallen und das politische
Alltagsgeschäft aus den Augen verlie-
ren. Doch schon die Wahlen in Bran-
denburg und Sachsen waren Anzei-
chen dafür, daß die CDU/CSU ihren
Kulminationspunkt überschritten ha-
ben und sich ein kaum zu verhehlen-
der Vertrauensverlust abzeichnet. Die
große Zahl der Nichtwähler spricht
eine eindeutige Sprache.

Alles in allem kommt man zu dem
Ergebnis, daß Frau Merkel an Ver-
trauen verloren hat. Darüber täu-

schen auch die auffallenden Treue-
schwüre ihrer einflußreichen Partei-
soldaten nicht hinweg. Vor allem die
große Gruppe der Nichtwähler fühlt
sich allein gelassen. Frau Merkel
wird sich schon gewaltig zusammen-
reißen müssen, um aus dem augen-
blicklichen Tief herauszukommen.
Vielleicht wäre eine mehr patrioti-
sche Einstellung hilfreich, mit der sie
sich von der derzeitigen Koalition
unterscheiden würde. Doch das ist
wohl wider den Zeitgeist. 

Walter Grubert, Hannover

Mein Freund aus Oberschlesien
Betr.: Ein Brief aus Oberschlesien

Mein Freund aus Oberschlesien
und ich lernten uns vor gut drei Jah-
ren dort kennen. Seit zwei Jahren
erhält er von mir unsere Preußische
Allgemeine Zeitung / Das Ostpreu-
ßenblatt. Immer wieder lobt er die

PAZ. Mit seinen Zloty’s kann er sie
sich nicht leisten. Einen solchen
echten Preußen gibt es nur noch
selten. Ich bin Heimatvertriebener;
er durfte in seiner Heimat bleiben,
aber ... 1945 hatte er Glück, noch
nicht 16 zu sein. Alle 16- bis 60jäh-
rigen kamen nach Sibirien, nur je-

der Fünfte kam lebend wieder nach
Oberschlesien. Zirka 30 Jahre durf-
te er kein Deutsch sprechen. In sei-
nen ersten Briefen entschuldigte er
sich immer wegen seines schlech-
ten Deutsch. 

Siegfried Hesselbarth, 
Geestenseth-Schiffdorf

12_PAZ47  11.11.2004  10:27 Uhr  Seite 1    (Schwarz/Process Black Auszug)


